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Sozialpolitik für das Kind 1 

Von Kurt Lüscber 

I. Pragestelltmg 

Die Bezeichnung "Sozialpolitik für das Kind" hat noch keine eingebürgerte Bedeutung. 

In Anlehnung an allgemein gehalte ne Umschreibungen des Begri ffes der Sozialpolitik 
schein t es mir zweckmäßig, d arunter die Maßnahmen zu verstehen, die in einem Staat 
zur Verbesserung der Lebensverhältnisse aller Kinder oder bestimmter Kategorien von 
Kindern getroffen werden, was immer dies im einzelnen beinhalten mag. In der Spra­
che der Sozialwissenschaftler handelt es sich dabei um die geplante l nstitutionalisie­
rung von gesellschaftlicher Sozialisation, also die konkrete Gestaltung jener Prozesse, 
in denen der ei nzelne Mensch im Umgang m it se iner Umwel t und mit sich selbst relativ 
dauerhafte Verhaltenswe isen erwirbt, d ie ihn seinerseits befähigen, am gesellschaftli­
chen Leben teilzunehmen und es möglicherweise zu beeinflussen. Auf eine aktuelle 

Fo rmel gebracht ist som it Sozialpoli t ik fü r das Kind "Sozialisat ionspolitik". 
Doch übersehen wir ob des Umstandes, daß diese Formulierung unmittelbar einleuch­

tet, nicht ihre Problematik! "Sozialisation" hat ihren Ursprung in der gattungsmäßig 
angelegten Abhängigkeit des neugeborenen Menschen, die sich mindestens über die 
ersten sechs bis acht J ahre des Lebens erstreckt und wesen tl ich länger dauert als bei 

anderen Gattungen. Die damit verbundene "Pflege" und "Erziehung" obliegt notwen­

digerweise den älteren Generationen . Es handelt sich um e ine grundlegende Aufgabe, 

die den jeweiligen gesellschaftlichen Verhältnissen entsp rechend gestaltet wird. Darum 
können immer neue Faktoren der Umwelt relevant sein. Definitionsgemäß spielen 

beabsichtigte und unbeabsichtigte soziale Einwirkungen eine Rolle. Zudem verändert 
sich das Verständnis der Aufgabe unter dem Eindruck bisheriger Erfolge von Sozialisa­

tio nsp raktiken und im ll inb lick auf Mutmaßungen über künft ige Anforderungen. 

Sozialisation ist somit a lles in allem gesehen ein Gescheh en, dessen Ausgang grundsätz­
lich offen ist. Demgegenüber werden sozialpoli t ische Maßnahmen in der Regel als Mit­
tel zur Verwirklichung möglichst gcnau umschriebener Ziele aufgefaßt. Dies geschieht 

innerh alb fest umrissener Organisationen mit fixierten Legit imationsverfahren. Sie sind 
so an einen Auftrag gebunden und an den Idealen zweckratio nalen Verhaltens orien­
tiert. 

Inwieweit ist es unter diesen Umständen möglich , du rch Sozialpolitik das Sozialisa- 1 
tionsgeschehen zu gestalten ? Diese Frage soll uns hier beschäftigen. Der vorläufige Cha­
rakter der Antworten bedarf keiner langen Rechtfertigung, handelt es sich doch um 

Probleme, die erst in den letzten Jahren wieder größere Aufmerksamkeit gefunden 
haben 1 a. Nicht zuletzt haben offiz ielle Berichte dazu beigetragen, für die, in bezug auf 
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die Bund esrepublik Deutschland, stellvertretend ·· J d zunac 1st er "Zweite Pamilienbe-
richt" (1975) genannt sein soll2 . 

In Anbetracht dieser Sach lage halte ich es für zweckmäßig dt·e e · .·. 1 S 
1 h 1 · • mpntsc 1en ac wer-

a te m d en Vord ergrund zu stellen. Das geschieht mit der zusätzlichen Absicht dem 

Leser eme knappe Uberstcht über die wichtigst e Literatur u nd ihre Quellen zu v~rmit­
~eln. ~rkund tgen wtr u ns danach , erstens welcher Art die Lebensverhältn isse der Kinder 
tn d et ßundesrcpubltk smd und zweitens welche Maßnahmen zur Vet·bessc. .h 
L b -h -·1 · · tung t rer 

_e ensvet_ a tn tss~ ergnffen werd en ! Dabei ist es vorteilhaft, die Entwicklung wäh re nd 
emes gew1ssen Ze1traums zurückzuverfolgen Au f d iese Weise Jassen s1·ch 'I' d 
ke . S · . . . . · en enzen er­
. nne~. 1e we1den drzttens 1m Dtskussio nsteil zusammenfassend dargestellt und . 
stell t steh dann dte F ·a b d · d f • es k .. _ . 1 ge,_ 0 u n Wte a ür angemessene Erklärungen gefu nden werden 
sc~~~;en .. ?azu entwtckle 1Ch unter Berück~ichtigung verschiedener neuer Ansätze Vor-

. ge fur eme " p ragmatische SoztaltsatJOnsforsc hung", m it der versu cht wird die 

~hancen em er Z usammenarbeit von Th eorie u nd P raxis, von Politik und Forschu n'g im 

Q! Imblh~k auf d 1e Bedurfmsse des Kindes u nd somit in bezugauf d ie anthropologischen 
ua !tate n zu nutzen. 

11. Die Lebensverhältnisse der Kinder 

1. Bevölkerungsentwicklu ng 

Am 3 1. 12. 1973 lebte n in der Bundesrepublik 13 759 000 K. d · 
d' z II d · · . 111 er unter 15 J ah ren · 

Ie a 1 eqen1gen b1s zum Alter von u n ter 6 J ah ren betrug 4 721 900 D A ·1 . ' 
der G b .. lk · . er ntet an 
1950 ~saamt ev~ erung tst~22,2 Prozen t bzw. 7,6 Prozent3. Vergl ichen mit dem J ahr 
. t steh d1e absolute Zah l der Kmder insgesamt um 22 4 Prozen te 1 .. h d h · 
th r Anteil gerin f · · ·· 1. h • r 10 t , oc ISt 
S I ... . g ugtg, nam 1C u m 1 ,3 Prozent zu rii ckgegangen. Der Anteil d er unter 

ec lSJahn gen hmgegen ist um 0,6 Prozent gestiegen. 

Die En twicklung is t n icht geradl inig ve rl aufe N· h · . · .. · 
1953 stieg die Zahl der Geburten bis 1966 n._ . ac. eul~m gen ngfugJgen Rückgang von 1950-
Seith er ging sie zurück und machte 1974 aln,7s9Je2wPaJ 111 dJesc~ J ahr 33,3 Prozent höh er als 19 50. 

. noc 1 , rozent derJenigen vo 1950 · o· d 
pl11sch aussagekräftige Zahl der G b . n aus. Je emogra-
pu nkt . d . . . ~ urten pro 1000 Einwohner erreich te 1963 mit 18 3 ih ren Hö he-

' war •n essen n1ednger als m den J a11 . · lb ' 
wa r 1964 mit 7 2 am höchsten . 1972 k ren unmJtte ar vor dem Krieg. Der Gebu rtenüberschuß 

. • , am es e rstmals zu e mem Geburtendef · · E h · 
dJe, abgesehen von den Kriegsjahren , in den letzten dreih unde rt J ahren dc d JZJt, ~mcr . rs~ e mung, 
gesch1chte n icht au fge treten war. r eutsc en Bevolkerungs-

Die zeitliche Verschiebung der Höchstwerte der absoluten Zahl der Geb t d 
Gebu rte . t d d G b .. ur en , er 111 a e un es e urtenubersch usses verweist au f komplexe Ve · 1 · b · 
ß evölker fb . 1sc 11c ungen 1m 

. ungsau au. Do ch der mass ive Rückgang sei t den sechziger J ah e · 
zu emem Fünftel . f 1 . r n tst nu r etwa 

ll 197 3 au so eh e dem ographtschen Gegebenheiten zurückzuführen (Schub-
ne .. , ' 26 ). In wesentltch höherem Maße sind daran eine neue Praxis der Em fän . 
nisveihut ung und d er damtt verbundenen Fam ilien planung beteiligt. p g 

Sozialpolitik jilr das Kiud 593 

Sie scheint in ausge prägtercm Maße bei Ehep aaren als bei Unverh eirateten befolgt zu werden . Zu· 
mindcst ist festzuste llen, daß zwischen 1965 und 1969 der Prozentsatz der vorehel ich konzipierten 
Kinder gestiegen ist. Es hat den Anschein, als ob Kinder oftmal s ehestiftend sind. Die Ergebnisse 
einer Repräsentativstudie über d ie .,Situation der werdenden Mütter" Wundeszentrale für gesulld­
beitlicbe Aufklärung 1970) b estätigen dies. Darin kommt auch zum Ausdruck, d aß für Frauen der 
Mi t tel - und Untersch ich t Kinder in höherem Maße allein iger Lebensinhalt sind. Vermutlich wird die 
Geburt eines Kindes als Möglichkeit angesehen , einer unbefriedigenden Arbeit zu entfl iehen . Aller­
dings entstehen jungen Familien wegen de r daraus sich ergebenden finanziel len Einbußen e rheb­
liche Probleme (Pettinger 1975). 

Der Bevölkerungsanteil de r Kinder wird durch Wanderungsbewegungen zwischen der 

Bundesrepu blik und anderen Staaten unmittelbar und mittelbar beeinflußt. Vom 

Bevölkerungswachstum von 5 377 Mio. Menschen vo n 1950- 1961 sind 55,3 Prozent 
auf Geburtenüberschuß und 44,7 Prozent auf Wanderungsübe rschuß zurückzuführen ; 

die Zunahme um 4 476 Mio. von 1961- 1970 beruht zu 64,1 Prozent auf Geburten­

überschuß und zu 3 5,9 Prozen t au f Wanderu ngsüberschuß ( Weltbevölkerungsjahr 
1974: 28) . Während der erst en dieser be iden Perioden ergab sich der Überschuß im 

wesentlichen durch Zuwanderung aus der DDR. Nach 196 1 ging d iese drastisch zurück. 

In der zweiten Periode ist der Wanderungsüberschuß im wesentlichen das Ergebnis des 

Zuzuges ausländischer Arbeitskräft e aus Griechenland , Italien, Jugoslawien , Portugal, 

Spanien , der Türkei, Marokko und Tu nesien . Mit d iesen Lä ndern sind Gastarbeiterab­

kommen getroffen worden, die einen befristete n Arbe itsaufen thal t junger Leute in der 

Bundesrepublik vorsehen. Seit d em 8. November 1968 ist überdies fo rmal d ie Freizü­

gigkeit der Arbeitneh mer d er Staaten d er Europäischen Gemeinschaft garantiert. 

Da vollständige statistische Angaben über den Zuzug aus der DDR n ach Al tersgruppen nich t greif­

bar sind, ist man au f die Angaben über Notaufn ahmen angewiesen , d . h. über solche Personen, die 
zunächst in besonderen Unterkünften betreut wurden . Ihre Zahl b et rug von 195 2- 1961 rund 
2 245 0 00. Davon waren 8 Prozent Kinder im Alter un ter sechs J ah ren und 10 Prozent im Alter 
von 6 - 14 J ahren. Se ither sind bis 1973 280 000 Personen aufgenommen worden , davon 8 000 
Kinder un ter 14 Jahren. Un ter den 1973 in der Bundesrepubl ik lebenden 604 0 00 unter 15jährigen 
Kindern ausländischer Nationalität (davon rund die Hälfte über 6jährig) sind folgende Gruppen die 
zahlenmäßig stärksten: Türken (159000), Ital iener (11 6 000), G riechen ( 79000), Jugoslawen 
(6 1 000), Spanie r (46 0 00) . 

Daraus sind zwei P rob lem e rasch ableitbar : Erstens besteht fü r die das stärkste Kontin­

gent stellende G ru ppe d er Türken eine relativ große sozio-kulturelle D ist anz zu den hie­

sigen Verhältn issen , insbesondere im religiösen Bere ich; auch für die Griech en t rifft 

dies weitgehend zu. Darum können sie mit Unterstützungsakt ionen, die oft kirchlich 

getragen werden , nu r schwer angesprochen werden . Zweitens stellen sich für e ine große 

Zahl von Kindern in allen Einwanderergru ppen erhebliche Assimilationsprobleme, weil 

sie die ersten Lebensjah re n ich t in der Bu ndesrepublik verbracht haben. 

Ein weiterer demographischer 1 nd ikator für die Lebensverhältn isse von Kind ern sind 

die Daten über S terblichkeit. Die Zahlen über die Säuglingssterblichkeit weisen eine 

rückläufige T endenz auf, wobei Säuglinge unverheirateter Mütte r doppelt so stark 

gefäh rdet sind wie solche in vollständigen Familie n. Die Unfall ste rbl ichke it ist unge­

fähr gleich geblieben ; sie beträgt rund 25,0 auf 100 000 lebende Kinder. Sie ist fü r 
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Knaben etwas höher als fü r Mäd chen, u nd sie nimmt mit zunehmendem Alter ab. Hin­
gegen hat entsprechend dem Rückgang der durch Krankheit bedingten Sterbefälle die 
Unfallquote von Kindern, also der Anteil von T odesfällen infolge Unfall, an der Ge­

samtzahl der Todesfälle von Kindern stark zugenommen. Sie ist für die Periode 1968/ 
70 rund ein Drittel höher als 1952154. Als Ursache von Kinderunfällen ragt der durch 
Kraftfahrzeuge verursachte Unfall mit Abstand heraus. An zweiter Stelle steht Tod 
durch Ertrinken, an dritter Stelle Stürze a ller Art und an vierter mechanisches Erstik­
ken bei Kleinkindern (Wista 1971: 622- 626). Im J ah re 1972wareinweiteresAnstei­
gen der Straßenverkehrsunfälle der Kinder zu verzeichnen (Wista 1973: 600). 

2. Familienverhältnisse 

Die große Mehrheit der Kinder lebt mit beiden Eltern tei le n zusammen; 1972 waren es 

95,48 Prozen t der unter sechsjährigen Kinder und 94,04 Prozent der u nter fünfzehn­
jäh rigen. Gegenüber den Verhältn issen im J ahre 1950 und 1961 ist bei beiden Zahlen 

eine Zunahme festzustellen . 
Sie ist im wesentlichen au f den starken Rückgang der Familien zurückzuführen, in 
denen die Frau verwitwet ist, zu einem kleineren Teil auf einen Rückgang lediger 
Elternteile. Hingegen hat sich der Anteil der Gesch iedenen erhö ht; er beträgt 1972 

rund 42 Prozent der alleinstehenden Eltern von Kindern unter sechs J ahren, gegenüber 

20 Prozen t im J ahre 196 1. Wo nu r ein El ternteil vorhanden ist, ist dies in über 90 Pro­
zent der Fälle d ie Mutte r. In bezugauf die Familiengröße sind bis jetzt statistische Ver­

änderungen noch nicht definitiv festste llbar. 

Bei den Sche idungen sind seit dem Zweiten Weltkrieg zwei Perioden zu unterscheiden . Unmi ttel bar 
nach Kriegsende wurden sehr viele Ehen gesch ieden , teils wegen veränderter Verhältnisse, teilweise 
weil die Eheschl ießung während des Krieges unter außergewöhnl ichen Umständen erfolgt war. Es 
kam zu einem Rückgang bis 1956 ; sei d1 er stieg die Zahl der Scheidungen beschleunigt an. Unter 
dem Gesicln spunkt der Sozialisation besonders bedeutsam ist die Tatsache, daß seit 196 1 immer 
mehr minderjäh rige Kinder von der Scheidu ng betroffen werden , und ihre Zahl nimmt stärker zu 
als diejenige der Scheidungen (Wista 1974: 490). 1970 waren es in absolu ten Zahlen 86 057 Kin­
der, fast doppelt so viele wie 1961. Die Kinderzahl je 100 gesch iedene Ehen stieg von 93 (1961) 
auf 112 ( 1970). Beachtenswert ist in diesem Zusammenhang, daß der Ante il der Scheidungsklagen , 
die von der Frau vorgetragen werden, und welcher bereits 195 5 rund 64 Prozent betrug, weiter 
gestiegen ist, nämlich au f rund 7 1 Prozent im J ahre 1972. Man kann vermuten, d aß meh r Frauen, 
selbst wenn sie noch minde•-jährige Kinder h aben, eine Ehescheidung riskieren. Da sich ein Teil der 
geschiedenen Ehegatten wiederum verheiratet, nimmt die Zahl der Kinder zu, die einen Stiefeltern­
teil h aben (/'amil ienbericbt 1975: 24). 
Was die f1amil iengröße betrifft, stellt Scbub1ze/J (1973 : 74) für d ie Zeit zwischen 1957- 1971 fest, 
daß der Anteil der Ehepaare ohn e Kinder un ter 18 Jahren etwa die Hälfte beträgt , von denen wieder· 
um ein Drittel überhaup t keine Kinder hat. Im gleichen Zeitraum nehmen die Einkindfamil ien ab, 
geringfügig au ch die Vier- und Meh rkinderfamil ien. Die Familien mit zwei und drei Kindern neh­
men zu. Die du rchschn ittliche Kinderzahl ,.junger Familien" ist auf 1,5 gesunken (Wingen 1976: 
2). Meinungsumfragen ergaben, daß 1950 gcnau 50 Prozent der Erwachsenen zwei Kinder als d ie 
ideale Größe einer Familie sahen ; 1972 waren es 61 Prozent U abrbuch der öffentlicheil Mei11ung 
1975: 68). Die durchschnittliche Kinderzahl ausländischer f1amilien unterscheidet sich nicht 

-
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wesentlich von derjenigen der deutschen f1amilien; allerdings ist zu berücksichtigen, daß Jie auslän­
dischen Eltern größtenteils am Anfang des reproduktionsfähigen Altcrs steh en. 

Am häufigsten wohnen in den Familien zwei Generationen zusammen. Im J ahre 1974 
waren lediglich in 3,8 Prozent aller Mehrpersonenhaushalte drei Generationen anwe­
send. In 1,1 Prozent lebten nichtgrad linig Verwandte und in 1,2 Prozent Nicht-Ver­
wandte im I I au shalt. Diese Zahlen haben gegenüber 1957 um fast d ie llälfte abgenom­
men. Diesen Verschiebungen entspricht insgesamt ein Rückgang der durchschnittlichen 
Haushaltsgröße von 2,99 (1950) au f 2,6 1 Personen (1974). Allerdings ist diese Zahl 
stark durch die Zunahme der Einpersonenhaushalte gep rägt. Der Rückgang der durch­

schnittlichen Größe von !! aushalte n, in denen 3 und mehr Personen leben, entwickelte 
sich lediglich von 4,1 auf 4 ,0. 

Rund 70 000 Kinder (unter 16 J ahren) befinden sich außerhalb des Elternhauses in 
Familienpflege und unterstehen der Aufsicht des Jugendamtes. Die Zah l hat se it 1971 
zugenommen (Statist isches Bundesamt 1974: 6), liegt indessen niedriger als 1969, m. 

a. W., sie scheint zu fluktuieren. Rund die Hälfte dieser Ki nder ist nichtehelich. Hinzu 
kommen die Kinder, die vom Jugendamt im Rahmen der .,1 Iil fe zur Erziehung" unter­
gebracht werd en. 1974 waren dies 12 1 112 Minderjährige, davon 33 375 Kinder unter 

sechs Jahren. Insgesamt ist nicht ganz die Hälfte in anderen Familien untergebracht, 
die übrigen in Heimen; von den Kindern unter 6 Jahren sind in Familien sogar fast drei 
Fünftel. 

Was die Art der Unterbringung betrifft , so ist e ine Verl ageru ng in die Familie n zu 

beachten. Dabei werden Kinder aus vo llständigen und geschiedenen Familien häufiger 
in Heimen, hingegen nichtehel iche Kinder überwiegend in Familien untergebracht (Sta­
tistisches Bundesamt, 1974: 6 - 7). 

Die Zahl der Kinder, d ie faktisch regelmäßig in fremden Familien leben , dürfte wesent­

lich größer sein, da die Statistik ledigl ich die amtlich beaufsichtigten Pflegeverhältnisse 
aufweist. Über d ie Betreuungaufgrund privater Vereinbaru ngen liegen kaum Schätzun­
gen vor; sie dürfte indessen (gerade bei den ausländischen Arbeitskräften) häufig vor­
kommen. 

3. Wohnen u nd Lebensraum 

Zu den vo rd ri ngl ichsten Au fgaben d er Nachk riegsjahre gehörte es, die große Woh­
nungsnot zu beheben, die sich d araus ergab, daß auf dem Gebiet der Bundesrepublik 
24 Prozent des Wohnungsbestandes von 1939 zerstört waren und mehr als 10 Millio­
nen Flüchtlinge aus dem Osten Unterkunft finden mußten. Sie galt Mitte der sechziger 
Jahre als im wesentlichen überwu nden (Schmucker 1975). Allerdings vermochte der 

~usbau in qualitativer Hinsicht nicht allen wesentlichen Bedürfnissen zu genügen. In 
emem 1975 veröffentlichten Gutachten ging der Wissenschaftliche Beirat beim BM]FG 
eingehend d en Problemen nach, die sich fü r das Wohnen der Familie ergeben. Er 

k~mmt zum Schluß, daß ,.ca. 45 v. 1-1. aller Kinder unter 18 Jahren in der Bundesrepu­
blik Deutschland in Wohnungen (leben), die der Mindestnorm nicht entsprechen" 
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(ebd. S. 58). Diese Feststellung ist das Ergebnis einer Gegenüberstellung der sogenann­

ten "Köh1er Empfehlungen" mit )3cstandsaufnahmen, vorab der Ein-Prozen_t~Woh­
nungsstichprobe 1972. Die Empfehlungen schlagen beispiels\~cise für eme Famthc ~tt 
zwei Kindern eine Grundfläche von 80 Quadratmetern vor. Übcrdtes stellte der Betrat 
e igene Erwägungen darüber an, welche Gegebenheiten der Wohnung die fam_i liäre 
Sozialisation begünstigen bzw. hemmen, und entwickelte eigene Standards. Im cmzel­

nen ergeben sich folgende Spezifikationen : 

Die mit Wohnraum unterversorgten Kinder konzentrieren sich in llaushalten mit überdurch­
schnittlicher Kinderzahl und niedrigem Einkommen: Beispielsweise sind bei einem Einkommen 
bis unter 800 DM und vier und mehr Kindern 92 Prozent der Haushalte unterversorgt (ebd. 

S. 61/62). 
Eine besonders prekäre Lage ergibt sich für junge Familien. Sie befinden sich ge~crell in einer 
finanziell schwierigen Situation, wenn sie Kinder haben und dabei häufig der Verd1enst der F~au 
ausfällt (vgl. auch Peltiuger 1975). überdies werden sie auf dem Wohnungsmarkt benachteiligt, 

weil Vermieter häufig Famil ien ohne Kinder den Vorzug geben. . . . 
Familien mit 3 und mehr Kindern sind überdies in bczug auf die Wohnlage benachte1.llgt. Su~ 
geben etwas häufiger als kleine Familien an, in Wohnungc~ zu l~ben: . die _nicht ruhig s1.nd. Das 

ill im besonderen, wenn sie nichl Eigentümer, sondem M1eter smd. Ahnliehe Unterschiede bc­
:tchcn bei den Infrastruktur-Einrichtungen (II altestellen für öffentliche Verkehrsmittel, Einkauf 
für den täglichen ßedarf, günstige Lage zu kulturellen und sportlichen Einrichtungen). 

Im llinblick auf d ie Lebensverhältnisse der Kinder ist zu vermerken, daß in der Ein­

Prozent-Wohnungsstichprobe 77 Prozent alle r Ehepaare mit Kindern die Frage nach 
Spielmöglichkeiten in der näheren Umgebung bejahten. Allerdings sind für 15 Proz~n.t 
die Spielmöglichkeiten lediglich "in der näheren Umgebung" v01:han~~n (Bundesmmt· 
sterfür Raumordnung 1975: 82). Dabei ist zu bedenken, daß dte Große und Ausstat· 
tung der Spielplätze nicht näher umschrieben wird. Relativ sch lecht sind die Spielmög­
lichkeiten für Kinder von Familien, die in einem Wohngebäude mit fünf oder mehr 

Obergeschossen wohnen: Für lediglich 28 Prozent dieser Fami.lien gibt c~ auf dem 
Grundstück oder in der näheren Umgebung einen Platz zum Sptelen. Dabet bestehen 

erhebliche Unterschiede nach der Größe der Wohngemeinde bzw. danach, ob der Ort 

im Einzugsbereich von Großstädten liegt. 

In einem gewissen Sinne bilden Kinder in sogenan nten Obdachloscnfamilien, '~lso sokhen, die in 
Notunterkünften verschiedener Art wohnen , eine besondere Gruppe. Im Famtllcnbencht (1975: 
69) wird ausgeführt, daß es sich schätzungsweise um 500 000 bis 800 000 Per~oncn han~elt. Unter­
stellt m;m, daß der Altcrsaufbau demjenigen der Gesamtbevölkerung entspnch.l, so wurde es ~tch 
um 40 000 bis 70 000 Kinder unter sechs Jahren handeln . Nicht auszuschließen tst .• daß dtc tatsach­
liche Zahl höher liegt, weil mögl icherweise die Kinderzahl dieser Familien und d1e Zahl der n1cht· 

ehelichen Kinder über dem Durchschnitt liegen. 

4. Der Alltag der Kinder 

Der Alltag ist zunächst wesentl ich geprägt durch das Verhältnis zu den Eltern und den 
übrigen Familienangehörigen. Gestützt auf die vorliegenden Daten muß man anneh­
men, daß sich wochentags vor allem die Mutter um die Kinder kümmert, während der 

Vater wenig Zeit für sie aufb ringt. 

,... 
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Der Vater wird in erster Linie in der Holle des Ernährers wahrgenommen (Scharmann und Schar­
mann 1975: 285 ff.). Gemäß der Erhebung von Neidhardt (1976), deren Ergebnisse im wescndi­
chcn von 1\mmcn bestätigt werden, hat gut ein Fünftel der Väter während der Arbeitswoche 
keine Gelegenheit, einmal oder mel11mals gemeinsam mir den Kindern etwas zu tun (Scharmatm 
und Scbarmann 1975: 308). 1\nders liegen die Verhältnisse am Wochenende. Die Einfüh rung der 
Fünftagewoche hat dazu geführt, daß die Familie viel Zeit gemeinsam verbringt. Das bestätigt auch 
Wach/er ( 1972) in einer Unlersuch ung über "Das verlängerte Wochenende in seinen Wirkungen auf 
Familie und Haushalt". 

Offensichtlich hängt das Engagement der Väter von ihren Arbeitsbedingungen ab. 

Dazu gehören Merkmal e wie Sch ichtarbeit, Regelmäßigkeit der Arbeitszei t, Geschäfts­
reisen und die Verpfl ichtung, berufliche Aufgaben zu I-lause zu erledigen. 
Bis jetzt ist es noch nicht möglich gewesen, verläßlich Zusamme nhänge zwischen dem 

Erziehungsverhalten der Väter und Charakteristika ihrer Berufstätigkeit festzustellen, 

wie dies teilweise im Anschluß an Thesen über die väterliche Autorität seitens der 
sogenannten "Kritischen Theorie" - in der sch ichtspezifischen Sozialisationsforschung 
vielfach behauptet wird (vgl. Bertram 1976). Hingegen glauben S charmann und 

Scharmann (1975) zusammenfassend feststellen zu können, daß viele Väter heutzutage 

ihre väterliche Rolle verantwortungsbewußter wahrnehmen als früher. 

Den e ngsten Kontakt haben die Kinder mit ihrer Mutter. Abgesehen davon, wenn die 
Mutter erwerbstätig ist, worauf noch einzugehen sein wird, ist nach übereinstimmen­
den Befunden der Alltag der Mutter weitgehend am Kind orientiert. Für viele Mütter 

kle iner Kinder bestehen nicht geringe Schwierigkeiten, sich für ein ige Zeit zurückzuzie­

hen oder Besorgungen ohne Kinder zu machen. Wenn die Kinder älter sind, sind die 
Mütter in erheblichem Maße engagiert, ihnen bei den Schulaufgaben zu helfen. Unter 
einem etwas anderen Gesichtswinkel stellt Prass (1976: 398) lapidar fest, "daß es zu 

einem Kollaps des Schulsystems käme, würden die Familienfrauen als Mittagsköchin­
nen und nebenberufl iche I Iauslehrer geschlossen streiken" . 

Im Rahmen einer Erhebung über den Tagesablauf von 851 Frauen wurde festgestellt, daß diese im 
Durchschnitt 21 S tunde n in der Woche für Arbeit aufwenden, die speziell für d ie Kinder geleistet 
wird (cbd. S. 4 0 2). Von Interesse sind in diesem Zusammenh ang die ßefunde aus der internationa­
len Zcitbudgerstudic, d ie Roseublad! und Rosenblad! (1972) zusammengestellt haben. Demnach 
verbrachten 1965 die Väter 2,9 Stunden täglich geme insam mit dem Kind, die Mütter 6,1 Stunden. 
Die Dauer der effektiven Beschäftigung betrug 0,4 Swnden und 1,6 Stunden. 

Der Tatbestand , der in der jüngsten Zeit die meiste Beachtung gefunden hat, ist die 
Berufs tätigkeit der Mütter. Die Daten sprechen für sich: Während sich die Erwerbstätig­

keitvon Frauen seit 1950 ungefähr parallel zur Zahl der Frauen im Alter von 15 und 
mehr Jahren entwickelt hat und 1974 rund 23 Prozent höher liegt als 1950, ist die 
Zahl der ctwerbstätigen Mütter mit Kindern stetig und seit 1967 sogar steil angestiegen 

und hat nach e inem leichten Rückgang 1973 - 74 wieder e ine Zunahme von 106 Pro­
zent erreicht. Mehr als ein Drittel der Kinder unter 15 Jahren hat eine Mutter , die 

ganztags oder teilzeitlich erwerbstätig ist. 
Scbubnel/ (1973: 114) argumentiert, daß für die Zeit von 1961- 1971 ungefähr zwei 

Drittel der Zunahme der Berufstätigkeit von verheirateten Müttern im Alter von 15-
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. d. d h durch Umlagerungen im 1\ltersautbau, 
45 ~ ahren demo~rap.~rsch be ~~~~sci~:·n den. Wirtschafts?.weigen. Die Problem~ der 
sowre durch Verseh rebungen . . d f" lle und bezeichnenderweise ltegen 

d K' der stellen srch m essen ur a • - . 
Betreuung er 10 d· "b Im I tinblick auf die Sozialtsa-
nehrere auch amtliche Untersuchungen aru er vor. 
~ionspro,blematik sind wichtige Befunde die folgenden: 

· K' d unter . . .. i erwerbstätigen , verheirateten Frauen mit ln ern . 
Etwas mehr als em VIertel der abl~ang _g 15 Jahren stehen nicht zur Verfügung) tst 
18 Jahren (Daten für Frau~n mit Kmdern _unhter tl' h berufstätig. Von 1964 bis 1971 beträgt 

. I 1 biS 24 Stunden woc en IC • . M" t r 
h albtags, d. h. ZWISC len d B . häftigungsgraden 4 Prozent. Die übngen ut c 
die Zunahme im Verhältnis zu den an eredn es~. ·llentlich berufstätig zum überwiegenden Teil 

· · d über 25 Stun en woc ' 1 · t te 
der gleichen Kategone sm II . I' h o· e entsprechenden Zahlen für unver lelra c 

d h S tunden also vo zen 1c · 1 . d 1 t' 
während 40 un me r • . d . ht vesentlich verschieden. Allerdings sm re a IV 

. · d ter 18 Jahren sm mc ' d · t Mütter m1t Km ern un .. . 1 . . vas sich aus ihrer bcson eren Wir-
h . t te Mütter erwerbsrang als ver lCiratete, \ 

mehr unvcr e ~ra e_ . lbllcll1973 : 109). . 
schaftliehen Sltuanon ergibt (Sc!J! d' K' der sehr klein d. h . unter 2 Jahre alt smd 

... k · · t am genngsten wenn 1e 10 • . 11 .. d. 
Die Erwerbstat1g e1t IS . . • d' K' der zur Schule gehen. Be1 vo stan 1-

. d 1969 85)· s1e n1mmt zu, wenn 1e 1n . T 
(Mütter 1111d /(w er : • . . . d "ß als bei unvoilständ1gen Fam1 1en 

. . . d' Q ote bei den Jimgeren Km crn gro er . 
gen Fam1hen 1st 1e .u . . . . Väter an der Betreuung der Kmder. . 
(cbd. 84). Möglicherwelse ~etelhgen steh dt~ I • tl' ch etwas weniger lang erwerbstätig (Pettwger 
Mütter mit mehr Kindern smd msgcsamt woc len ' 

1975: 35). . d h vesentlich häufiger e iner Erwerbstätigkeit nach 
Mütter mit einem höheren Blldungsgra ge .en ' 
als solche mit geringerem Bildungsgrad (Pettwger 1975: 3 5). 

. d 1 h or daß ein großer "ber die Betreuung der Km er ge 1t erv ' 
Aus den Untersuchungen u . d . B . h des I Iaushaltes ausiibt oder 
Teil der Mütter die Erwerbstätigkelt entwe er rm ererc 

nur teilzeitlich auswärtS arbeitet ( Wista 197 I : 162). 

. . V ·h 1- und im schulpflichtigen Alter l<ümmcrn 
. . d M" von Ktndcrn tm orsc u 2) V 

Rund zwet Onttcl er uttcr .. d . "ße en Teiles des Tages (ebd. S. 16 · or-
. . d · ndest wahren emes gro r 86 p 

sich selbst um d te Km er, zum• d hsj'ährigen Kinder und davon ro-
d M tt rund die Hälfte er unter sec . . d Ob 

mittags werden von er u e r . ( bd S 163) Oie älte ren Kinder smd tn er -
V ·n g durch ste betreut e · · · d' M zcnt sogar den ganzen ormt 3 

· .. d 59 Prozen t der Kinder durch te ut-
d S h le N·tchmittags konnen run · . 1-l 

hut von Kindergarten un c u · ' . d h . e betreut werden. Andere 1m ause 
P t den ganzen Nachmittag urc SI . 6 p 

ter und davon rund 80 rozen . ..b 15 Jahre) haben einen Anteil von ro-
d (G ß ltern Vater Geschwister u er p d 

lebende Verwan te ~o e • • f"r die unter sechsjährigen. Rund 10 rozent er 
zentfür die 10- 15jähngen und von 28 Prozent u 

Kinder werden durch andere Personen betreut. I 1969 Großeltern im gleichen I-laus. Ist die 
d K. d ntcr 15 Jahren utten b Rund 28 Prozent er 111 er u . N h d Befunden der Befragung erreuen 

. .. d Ante1l 40 3 Prozent. ac en . 1 Mutter erwerbstätig, betragt er • lb t besorgt Besonders oft werden Sie leran-
d . K' d da dies die Mutter sc s · 

nicht alle G roßeltern 1e lll er, . . . . 
d. Familie unvollständig ISt (Wlsta 1971. 165 ). 

gezogen, wenn te 

. hluß über die Auswirkungen der Berufstätigkeit der 
Diese Daten geben kemen Au fsc . d G äß einer weithin anerkannten, von 

f 'h B . iehungen zu den Km ern. em . 
Mütter au 1 re ez ' h . d ' Berufstätigkeit als isolierte Vana-
Le/Jr (1974) ausführlich begründeten 1 ese z~!~h~~ten des Kindes. Um so dringender 

~:: e~~;i: ~::\~~r~~:~~u:~~:~~;~;iha:t~~t::lbarer Faktoren zu ermitteln. 

.. • f von Frauen haben beispielsweise ergeben, daß erw~rbs-
Oie Untersuchungen uber den 1 ag~sabl~ul Z . f"r Hausarbeiten aufwenden wie nichterwerbstange 
tätige, verheiratete Frauen fast gletch VIC elt u 
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Frauen, weil sich offensichdich ziemlich einheitliche Anforderungsstandards für die Hausarbeit 
durchgesetzt haben (f>ross 1976: 426). 'Gemäß derselben Erhebung sparen die erwerbstätigen 
Frauen am meisten Zeit beim .,täglichen Aufräumen der Wohnung", beim Putzen. Ferner .,sparen" 
sie an Tätigkeiten wie Nähen und Handarbeiten . Dies sind indessen Tätigkeiten, die in nicht gerin­
gem Ausmaß gemeinsam mit den Kindem unternommen werden können und grundsätzlich eine 
aufgabenbezogene Interaktion mit dem Kind ermöglichen, die für dessen Sozialisation relevant sein 
kann. überdies schätzen die erwerbstätigen Mütter den speziellen Zeitaufwand für die Kinder mit 
14 Stunden in der Woche um ein Drittel geringer ein als die nichterwerbstätigen. Ein wesendieher 
Unterschied besteht in der Gestaltung des Wochenendes, das gedrängt ist und relativ wenig Zeit ftir 
Muße aufweist. Interessant ist auch, daß berufstätige Frauen gerade an den Wochenenden zieml ich 
viel Zeit zum Kochen aufwenden, mehr noch als die nichtberufstätigen. 

Ein weiterer wichtiger Aspekt besteht darin, daß die Berufstätigkeit der Mutter Koor­

dinationsprobleme zwischen den Tätigkeiten der verschiedenen Familienangehörigen 
stellt. Genaue Untersuchungen liegen hierfür nicht vor, doch lassen sich aus einer bis 
anhin noch wenig ausgeschöpften Quelle gewisse Ilinweise auf den Tagesablauf der 
Kinder und der Familien gewinnen, nämlich aus der Zuschauerforschung des Fernse­
hens. 

1971 wurde bei 2609 Kindern im Alter von 3- 13 Jahren deutscher Fernseh-Haushalte (was über 
90 Prozent aJler Haushalte sind) eine ausfüh rliche T agesablaufuntersuchung nach der Stichtag­
Methode durchgeführt (Stolle 1973)4

• Aus den Ergebn issen geht hervor, daß die 3- 6jährigen zwi­
schen 6.45 Uhr und 9.00 Uhr aufstehen, wobei um 7.30 Uhr die Hälfte aufgestanden ist, insgesamt 
etwas mehr Knaben ;~ s Mädchen. Wenn beide F.ltern berufstätig sind, dann scheinen die Kinder 
etwas früher aufstehen zu müssen. Ein wesentlicher Unterschied in der Zeit des Aufstchens bestehr 
selbstverständlich zu den älteren Kindern, die zur Schule gehen. Von den 7- 9jährigen sind um 7.00 
Uhr bereits 63 Prozent und von den 10- 13jährigen sogar 74,9 Prozent aufgestanden. In kleinen 
Gemeinden, also auf dem Lande, müssen die Kinder am früh esten aufstehen, e twas später diej eni­
gen in Großstädten über 500 000 Einwohner und noch später die Kinder in mittleren und kleineren 
Städten. 
Abends gehen die 3- 6jährigen zwischen 18.45 Uhr und 20.00 Uhr zu Bett; um 19.30 Uhr sind es 
63 Prozent (wobei man sich vergegenwärtigen muß, daß die Erhebung im Januar stattgefunden 
hat). Zur sclben Zei t sind von den äl teren Kindern 48 Prozent im Bett. Die Kinder, deren beide 
Eltern berufstätig sind , sind e twas später dran, ebenso di~jcnigen in den Großstädten und den klei­
nen Gemeinden. 
Das Mittagessen nehmen die Kinder um so später ein, je äl ter sie sind, was unter anderem mit dem 
Schulbesuch zusammenh ängt. Wenn beide Elrern berufstätig sind, essen die Kinder etwas weniger 
lange . Von den 3- 6jiih rigen h ält grosso modo ein Viertel einen Mittagsschlaf, wobei dies bei Kin­
dern, von denen nur ein Elternte il berufstätig ist, etwas häutiger vorzukommen scheint. Leider 
gestattet die gewählte Art der Auswertung keine differenzierten Angaben darüber, was die verschie­
denen Kategorien von Kindern in welchem Ausmaß tun. Die 3- 6jährigen scheinen auf rund 4 112 
Stunden Spiel zu kommen, wobei diese Angaben genauer in Zusammenhang mit dem Kindergarten­
besuch zu bringen wären, was das Material nicht zuläßt. Weitere wichtige Tätigkeiten sind Spazie­
rengehen, Einkaufen sowie .,Sonstiges im I-l aus" . Kinder mit beiden berufstätigen Eltern scheinen 
etwas weniger häufig zum Spielen zu kommen. 
Das Fernsehen selbs t hat einen festen Platz im Alltag der Kinder aller Altersgruppen . ln der Tages­
ablaufstudie wurde festgestel lt , daß werktags die 3- 6jäh rigen 56 Minuten, die 7- 9jährigen 62 
Minuten und die 10- 13jährigen 86 Minuten fcmschen, ungefähr zu gleichen Teilen allein und mit 
Erwachsenen. Über das Wochenende liegen die Zahlen dcutlkh höher. ln der neuesren Erhebung, 
die Ende 1974, anfangs 1975 durchgeftihrt wurde, um das Panel für die kontinuierliche Zuschauer­
forschung neu zusammenzustellen, wurde eine im Gesamtdurchschnitt rund um eine h albe Stunde 



600 Kurt Liiscber 

. . . 1971 fest estellt. Ein Teil des Unterschiedes mag 
höher liegende durchschnottllche Sehda~er als f g den wieviel Zeit das Kind schätzungs-
damit zusammenhängen, daß 1974/75 doc ~ltcrn gc/a~ w~~se c~was weniger verläßliche Methode 
weise für das Fernsehen aufwendet, also ell1~ ~ög oc dcrwH nd zu ~eisen daß zwischen 1971 und 

angewendet wurde. Dennoch i.st d~r Schlußhn '::\~~nesa~lau~ an Gewicht,zugenommen hat (J/om 
J 974/75 das Fernsehen für doe Konder on ' re g 

J 976: 358). . . r uchun en (z. ll. Frank 1973 ;lluwzikeret al. 
Im übrigen weiß man aus versehocdenen weoteren Unte .s h ;8- 20 Uhr vor dem llildschirrn sitzen 
1973 1975; Darschin 1976), daß Kinder vor allem zwosdc epn ogrammcs also nicht nur die Kinder-

' d g nzcn Palette es r • ' 
und sich insgesamt Sendungen aus er da ·•· b falls in den meisten Untersuchungen beobach-

h Auffallend ist über ocs uoc c en · K" d die 
scndungcn ansc cn. ~.. .. d Wirkungen des Fernsehens auf doe on er, 
tctc Unsicherheit der Eltern in der bnschatzung er M d" f"l rt 
zu einer latent ambivalenten Einstellung gegenüber dem c oum u 1 . 

Allta vieler Kinder hat der Besuch e ines Kinder~artcns . Eine 
Einen festen Plat7. im gvom Juli 1972 (Wista 1974: 19- 22) vermittelt genaue Mikrozensus-Zusatzerhebung 
Daten: 

. F kommenden Altersgruppen e inen Kindcrgartenplatz, 
Insgesamt hatten 4 von 10 der on rage d 4 b"os unter 5J"ährigcn 39,8 Prozent, . ...h · 17 4 Prozent en -
nämlich bei den 3- bos unter 4Ja ngen ' d d , .:b 6jährigen die noch nicht zur Schule 
den 5- bis unter 6jährigen 53,0 Prozent un en u er ' 

gehen, 53,6 Proze~t. . . . 2 000 und 100 000 Einwohne rn mit Kindergartenplät-
Am besten sind doc Gerneonden zwo~chenb I ··berd ics nach Ländern.) 

( I. 'I c Untcrschoede este 1cn u . K" d zen versorgt. Wcscnt oc 
1 

· . . . h d Mutter besuchen eonen on cr-
11 .. d" r milien mot eoncr allconste en en 

Kinder aus unvo stan ogcn a . II .. d"gen Familien (40 0 Prozent) . 
.. ti (4 7 3 p ozent) als Konder aus vo stan ' ' 

garten hau oger • r .. . . K"ndergarcen als Einzelkinder. 
Kinder mit Geschwistern sind etwas haufoger om . ' . it der beruflichen Stellung, dem 
D. Quote der den Kindergarten besuchenden Konder steogt m 

.'ek d der Schulbildung des Familienvorstandes. Eon ommen un 

.. 4- 197 3 um 51 Prozent zugenommen; die Die Zahl der Kindergartenplatze hat von 196 .. k . feine Verminderung 
. . I . . gar noch etwas Star e•, was au 

Zunahme der Emnc 1tungen ISt so . D" . tion der Einrich-
. . h · g m•t der besseren 1ssemma 

der Größe, vermu tlich Im Zusammen anh A b d Nachfrage zue inander verbal-
hinweist Auf die Frage, Wie SIC nge ot un . 

tunge~, . . . .. . z ial olitischen Maßnahmen einzugehen sem. 
ten, wrrd •m Abschnitt u~cr d•e so . p d . ·h d· familiäre Klima" bestimmt, das auf 

Der Alltag der Kinder wrrd ~e~cntllch f~~~et :i~· die gemein s~unen Anliegen bespro-
der einen Seite semen Ausd• uck dann 'S . d· abhängt wie die Beziehun-
eben und gelöst werden, und auf der anderen erte ,won ' 

genzur Umwelt gestaltet werden. . d Zweiten Familienbericht den Ver-
h ( 1 976) hat im Zusammenhang mit em . 

Mollen auer . f .1. 1 Kommunikation zu bestlm-d. · 1 Bedmgungen am1 1a er 
such unternommen, re soz•a cn . d k . . der gegenläufiger Tendenzen. Zum . b . . ·n 1 den Em ruc eman 
men. Dl.e Erge m.sse vem~l e n • ·tie viel und intensiv miteinander gesprochen, und 
einen Wird offensrchthch m der Faml .. D 1tspr.lcht 'tuch den Befunden, 

d · nsam erortert as e r ' 
viele Entscheidungen wer en gemel . . I . d Sie haben überdies ergeben, daß 

die in ~em?sk~p.~s~hen Erhebunn:ee~ ~~~~t~tl: :~:h;i;~tes Erziehungsziel genannt wird 
"Selbstandrgke1t m zunehme h . d. Formen der traditionellen Rol-"d 974 II f 8/9 7) Zum anderen sc emcn le 
(Emnt 1 , e t : · h . o r e in gewisses hierarch isches . . h Mutter und Vater nac w•e v d 
lenverteJlung zw1sc en . G .··eh in der Familie Fragen er 
Gefälle zu bewirken, und überd•es werden im esp•a 

p 
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ßeru fswelt und der politischen Öffentlichkeit wenig erörtert (Familienbe1·icht 197 5 : 

40). Im Vo rdergrund scheinen erstens zwischen Mutter und Ki nder Probleme der 

Schule zu stehen und zwei tens für alle gemeinsam die Verbringung der Freizeit. Man 
kann beifügen, daß diese Freizeit zu e inem nicht unerheblichen Teil in der besonderen 

Situation des gemeinsam wahrgenommenen, aber allem Anschein nach nicht gemein­

sam "verarbeiteten" (Hunziker et al. 197 3, 1975) Fernsehens verbracht wird. Seine 
Bedeutung hat enorm zugenommen, auch in bezug auf die Außenkontaktc, wobei 
genaue Untersuchungen noch nicht vorliegen. 

Hingegen liegen Versuche vor, allgemein die Beziehungen zur Umwelt zu ermitteln, 

meist in Auseinandersetzung mit der These einer zunehmenden Isolierung der Kernfa­
milie, die in der neueren Fam iliensoziologie oft diskutiert wird. Die neucsten Befunde 
vermitteln - wie schon in bezugauf d ie Binnenbeziehungen - ein zwiespältiges Bild. 

Zum einen wird festgestellt, daß für llilfelcistungcn auch in Großstädten die Solidarität unter der 
weiteren Familie und Verwandtschaft in nicht unerheblichem Maße eine Rolle spielt (Pfeil und Garl­
zert 1973). Neidbardt (1975) stellte fest, daß nur 17 Prozent der Familien in Notsituationen nie­
mand um IIilfe angehen l<önnten. Im weiteren scheint vor allem die Mutter in hohem Maße in der 
Familie absorbiere (Neidhardt 1976: 13), und mehr als die Hälfte der Frauen und Männer verbringt 
die l'reizeit selten oder nie mit anderen Bekannten. Selbst unter den Männern gehört fast die Hälfte 
weder einem Verein noch einer politischen Partei an (ebd. S. 14). Die Kernfamilie scheint somit 
relativ isol iert, insbesondere im Hinblick auf Aufgaben der Gemeinde bzw. Gemeinschaft. Gewisse 
Außenkontakte, allerdings in eingeschränkter Perspektive, vermitteln die mehrheitlich von den 
Frauen getragene Mitarbeit in Gremien der Schule bzw. der Besuch von EI ternbildungsvcranstaltun­
gen und selbstverständlich die Berufstätigkeit eines oder beider Elternteile. 

Der Alltag der Kinder spielt sich somit überwiegend in einer relativ isolierten Kleinfa­
milie ab, steht je nach dem, ob beide Eltern berufstätig sind und in welchem Ausmaß 

dies geschieht, unter einem von außen vorgegebenen rigiden Zcitablauf. Entsprechend 

dem Alter des Kindes kommt der Besuch des Kindergartens bzw. der Schule hinzu. Im 
Vordergrund der geselligen fami liären Beschäftigungen steht die gemeinsame Verbrin­

gung der Freizeit mit einem hohen Anteil des Fernsehens. Das erzieherische Verhalten 
der Eltern ist charakterisiert durch eine mehr oder weniger manifeste Unsicherheit in 

Anbetracht der Anforderungen der Schule, die oftmals schon im Vorschulalter antizi­
piert werden , einer gewissen Isolierung in bezugauf alltägliche Kontakte , vor allem sei­

tens der Mutter, und es wird möglicherweise durch eine verwirrende Vielfalt von An­

regungen beeinflußt, die über die Medien in relativ generalis ierter Form an die Eltern 
herangetragen werden. Die Kinder selbst werden überdies direkt in den Massenmedien 

angesprochen und sind auf diese Weise nicht zuletzt in erheblichem Maße Ziel der Pro­
duktwcrbung in verschiedenen Bereichen . Es ist kaum etwas bekannt über das Ausmaf~ 
und die Struktur der Beziehungen unter Peers. 

Ill. Sozialpolitiscbe Maßnahmen 

Da der Begriff der "Sozialpolitik für das Kind" noch nicht eingeführt ist, gibt es auch 
keine festgelegte Systematik der Maßnahmen. Man könnte unter diesen Umständen 
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eine eigenständige Einte ilung vornehmen. Dies hat in bczug. auf di~ V~rhältnisse in 
Großbritannien Mia Kellmer Pringle (1974) versucht, indem s1e von emem Katalog der 

Bedürfnisse der Kin der ausgeht, der wiederum auf den Ergebnissen der Sozialisati~ns­
forschung beruht. Ein ähnliches Vorgehen liegt teilweise dc~ Zweit.en Familienbe:teht 
zugrunde. Denkbar wäre es auch, eine für die Zwecke des mternat10nalen ~ergle1ches 
aufgestellte Gliederung zu übernehmen, wie sie den Berichten der ,.lnternatwnal Study 

Group 011 /Jarly Childcare" zugrunde liegt
5

. . . . 

Für die Ziele, die ich mir mit d ieser Arbeit gesteckt habe, nämlich vorerst d1e Beschrei­
bung der Sachverhalte, die im Rahmen einer .,Soziologie der Sozialisation" der Syste­

matisicrung und Erklärung bedürfen, scheint mir ein zu~ckhaltende.res Vorgehen eher 

Pl ·ttz was bedeutet daß von den bestehenden Eintdungen soz•alpohuscher Maß-atn , .. , , .. 
nahmen ausgegangen werden soll. Das ist zunächst einfach: Da Kinder größten~e1ls 111 
der Familie aufwachsen, fällt ein großer T eil der zu besprechenden Maßnahmen·~ den 
Bereich der Familienpolitik. Allerdings ist festzuhalten - wie Jo'~anz-Xaver ~(aujman~l 
(1976: 306) am Schluß seiner kritischen Auseinandersetzung m•.t dem Zw_ert~n Fam~­
lienbericbt zu Recht bemerkt - ,daß sich ramilienpolitik nicht 111 .,Soz•ahsauonspoh­

tik" erschöpft, sondern auch die anderen sozialen Funktionen der Familie umf~ßt. 
Indessen entsteht eine Schwierigkeit daraus, daß es "kein System der l-hlfele1stungen 

für die Familie" gibt, wie Scbubnell und Borries (1976: 11} aufgrundeiner umfasse~­
dcn Abklärung feststellen. Die Quellen, die ihnen zur Verfügung standen und auf d1e 

ich mich gleichfalls stützte, sind u. a. die Übersicht im Sozialberi~bt (1976) oder Ver­
suche der Darstellung der Hilfeleistungen für ein breiteres Pubhkum ~z. B. BM!FG 
"Fiir 1117s" 197 5; Informationsbulletin 197 5). Insbesondere ergeben s1ch erhebhebe 

Schwierigkeiten bei der genauen Ermittlung der Aufwendungen. Entsprechend schwie-

rig ist es, eine Entw icklung nachzuweisen. ~ 
Ähnliche Probleme tauchen auf, wenn die für das Kind bedeutsamen Folgen der Wohn­

baupolitik ermittelt werden sollen, obgleich hier das bereits ~rwähnte Gutachten d~s 
Wissenschaftlieben Beirates beim BM]FG (197 5) eine erhebhebe H llfe darstellt. D1e 
Bildungspolitik wiederum wird üblichcrv<cisc nicht als eine ,.Sozialpoli.tik" aufgefaßt. 
1 ndcsscn versperrt gerade diese Trennung den Blick auf Zusammenh~nge, d1e unter 

dem Gesichtspunkt von "Sozialisationspolitik" äußerst bedeutsam s111d. Allerd111gs 
wird jeder Überblick durch die föderalistische Struktur des Bild.ungswesens ers~hwer~. 
Im sogenannten "Eiementarbereich" kommt hinzu, daß er se1t Jeher eme Domane pn-

vater In itiativen ist. 
Der beschränkte Raum verunmöglicht es, auf die Verästelungen der Sozialpolitik einz~-
gchen, und ich möchte überdies auf finanzpolitische Erörterungen vei'Zlchte.n . Auch d1e 
gcnaue Darstellung der politischen Wechselwirkungen zw1schen Bund, Landern und 
Kommunen sowie die reg ionalen Unterschiede müssen weiteren Untersuchungen vorbe­

halten bleiben. Was hier versucht wird, ist eine erste Skizze der Maßnahmen unter 
einem institutionellen Gesichtspunkt, wie er der Arbeit als Ganzes zugrunde liegt, als.o 
der Maßnahmen und Einrichtungen, die als gesellschaftliche Lösungsversuche für d1e 

anthropologisch gestellte Aufgabe der Sozialisation aufgcfaßt werden
6 

.. Da~ei e~·weist 
sich fi.ir die gegenwärtigen Verhältnisse, da!~ eine Institution, näm.hch d1e Fam111e,von 

den meisten Leuten .,selbstverständ lich" als e ine grundlegende Emnchtung aufgefaßt 
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wird, so daß viele spezifische Maßnahmen als ihre Unterstützung oder Ergänzung er­
scheinen und sich daraus eine erste Gliederung ergibt. Aufgrund der Entwicklung seit 
1950 und in Übereinstimmung mit dem gewählten Ansatz scheint es mir indessen ange­

messen, die Anstrengungen im Bereich von Bildung und Beratung gesondert zu erfassen. 

1. Fam ilienunterstützende Maßnahmen 

a) Nicht zweckgebundene Einkommensle istungen 

Grundsätzlich handelt es sich darum, ramilien mit Kindern direkt durch Beiträge oder 

ind irekt durch Steuererleichterungen Einkommensverbesserungen zu gewährleisten. 
Wingen (1971: 1) vertritt die Auffassung, daß wirtschaftliche Familienhilfen auch in 
den Jahren der Grundlegung und des Aufbaues der Familienpolitik nicht Selbstzweck 
waren, .,wenngleich dies im politischen Alltag gelegentlich so scheinen konnte". Dafür 
wird in der Regel die Bezeichnung ,.Jiamilienlastcnausgleich" verwendet 7 . 

Die Auseinandersetzungen, die im Zusammenhang mit der mit Wirkung auf den 1. 1. 

197 5 erfolgten grundlegenden Neuordnung des Familienlastenausgleiches stattgefun­

den haben, vermitteln interessante Aufschlüsse über die unterschiedlichen Begründun­

gen und die Tendenzen in den letzten Jahren. Sie lassen sich mittels einer Gegenüber­
stellung von zwei Positionen treffend illustrieren. 

In der Phase der Vorbereitung dieser Reform erstellte der Wissenschaftliche Beirat 
beim BM}FG (1971) ein Gutachten, in dem dre i Zielsetzungen umschrieben wurden, 

nämlich 

jedem Kind das Recht auf Sicheru ng des sozio-kulturelle n Mindestbedarfs sowie auf 
Erziehung und Ausbildung zu sichern; 

die Einkommen dem durch Kinder bedingten unterschiedlichen Bedarf der Familie 
anzupassen; 

die Leistungen der Familie für die Gesellschaft, die in deren Erfüllung der Sozialisa­
t ionsfunktion liegen, anzuerkennen. 

Der Ansatz, den der Wissenschaftliche Beirat gewählt hat, besteht darin, den monetären Ausdruck 
fü r den sozio-kulturellen Mindestbedarf für jedes Kind in der Familie, unter Berücksichtigung des 
relativen Rückganges bei zunehmender Kinderzahl, zu ermitteln. In dieser Höhe sollten die Fami­
lien finanzielle Unterstützung bekommen. Als Mittel wurde eine Differenzierung innerhalb der Ein­
kommensteuer vorgeschlagen, bei der die Ansprüche des Familienlastenausgleiches mit der Steuer­
schuld verrechnet werden, wobei für die Bezieher niedriger Einkommen direkte Transferzahlungen 
notwendig sein können. 

Die Regicmng ist diesem Vorschlag nicht gefolgt und hat statt dessen die Ausrichtung 
eines Kindergeldes beschlossen, dessen Ilöhe sich nach den Lebenskosten im Bundesge­
biet rich tet und das vom Einkommen der Eltern unabhängig sowie steuerfrei ist und 
vom 1. bis zum 3. Kind progressiv ansteigt (DM 50,--, DM 70,--, DM 120,--). Gegenüber 
dem erwähnten Gutachten betont die Bundesregierung im Zweiten Familienbericbt 

0975: XIII) , die weitgehende Einkommensabhängigkeit würde e inen zu hohen Ver-
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waltungsaufwand zur Folge haben. Und weiter heißt es : "Oie Sozialisationswirksam­

keit des Familienlastenausgleichs ... ist auch nach dem Bericht der Kommission (ge­

meint ist diejenige für den Familienbericht) nicht so gesichert, daß man daraus das 
Erfordernis der degressiven Gestaltung des Familienausgleichs ab leiten könnte." Das 
läuft auf die Festste llung hinaus, das Kindergeld bezwecke, "den finanziellen Mehrauf­
wand teilweise auszugleichen, der Eltern du rch Kinder entsteht" (lnformationsbullctin 
1975: 8). 
Diese Zurückhaltung ist indessen im Zusammenhang mit der Diskussion einer anderen 

Maßnahme zu sehen, nämlich des Erziehungsgeldes. Hierbei handelt es sich um eine 
namhafte einkommensunabhängige Unterstützung, die es einem Elternteil gestattet, 

auf außerhäusliche Berufstätigkeit zu verzichten, "um sich voll auf die Pflege und 
Erziehung des Kindes konzentrieren zu können" (Familienbericht 1975: 138). (Die 

Familienberichtskommission hat überdies die Koppelung der llöhe mit der Teilnahme 
an Elternbildungsveranstaltungen erwogen.) Allerdings me int die Bundesregierung, zur 
Einführung eines Erziehungsgeldes fehle es zur Zeit noch an gesicherten Erkenntnissen 
(ebd. S. XVII). 

Immerhin liegen Ergebnisse d er Repräsentativ-Erhebung der Familienberichtskommis­
sion vor: 

Demnach würden von den befragten berufstätigen Frauen (die 36 Prozent der Stichprobe ausma­
chen) mehr als die Hälfte eine Berufstätigkei t "ganz sicher" oder "wahrscheinl ich" aufgeben, wenn 
ihnen ein monatliches Erziehungsgeld von DM 500,-- ausgerichtet würde. Dies e ntspricht dem 
Anteil berufstätiger Frauen , die angaben, aus finanziellen Gründen (z. B. Sicherung des Lebensstan­
dards, Aufbesserung des Familicneinkommens, Ermöglichung größerer Anschaffungen) be rufstätig 
zu sein (Petti11ger 1974a: 1)8 . 
Willi Albers (1976: 25) meint in diesem Zusammenhang, daß die dezidierte Be fürwortung ei nes 
Erziehungsgeldes der Regierung unangenehm sein müßte, "weil es sich um einen Vorsch lag der 
Opposition handelte, während die Regierung auf die Betreuung der Kinder während der ersten drei 
Lebensjahre durch die Tagesmütter gesetzt hatte". Und er fragt, warum nicht auch ein Modellver­
such mit dem Erziehungsgeld gewagt werden könnte. 

Interessanterweise hat die Familienberichtskommission erwoge n, zur Finanzierung des 

Kindergeldes eine andere steuerpolitische Maßnahme zu schmälern, d ie so selbstver­
ständlich scheint, daß sie oft übersehen wird, nämlich das Ehegattcnsplitting, also das 
Verfahren, wonach im wesentlichen Ehegatten je die I!ä lfte des gemeinsam erzielten 
Einkommens versteuern. Die dem Staat daraus erwachsenden Ausfälle betrugen 1972 

rund 12 Milliarden DM. Letztlich beruht diese Maßnahme auf dem verfassungsmäßigen 
Schutz der Familie, aus dem sich kurz gesagt ergibt, daß verheiratete Partner in der 
Steuerpflicht nicht schlechter dastehen dürfen a ls unverheiratete. Oie Bundesregierung 
hält dieses Verfahren für unanfechtbar und sieht darin überdies einen "Ausdruck der 
Gleichwenigkeit der Arbeit von Mann und Frau, und zwar unabhängig davon, wo diese 
Arbeit geleistet wird, ob im Erwerbsleben oder im Haushalt oder bei der Kindcrbe­

treuung" (Pamilienbericbt 1975: XVII ). 

Diese Auseinandersetzungen lassen sich durch einen Rückblick auf die Entwicklung des f'amilien­
lastenausgleiches weiter erhellen (vgl. z. ß. Biiuger 1970): Unmittelbar nach dem Zweiten Welt-
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krieg wurde das 1941 eingeführte Kindergeld abgeschafft, da es vom Alliierten Kontrollrat für einen 
"Teil der nationalsozialistischen Rassengesetzgebung und Bevölkerungspolitik" gehal ten wurde Es 
blieben nur wenige Einkommenshilfen für die Familie. in der Folge wurde unter chrisdich-de~o­
kratisch~m Ein fl~ß 1954 ein ~esetz eingeführt, das im wescndichen die Gewährung e ines Kinder­
geldes fur alle dntte~ u~d we_1tcren Kinder vorsah. Zur Durc hführung wurden Familie nausgleichs­
kassen geschaffen; d1e Fmanz1erung erfolgte über eine Arbeitgcberabgabe, berechnet aufgrundder 
Lohns~n.1me. Vo~1 sozialdemokratischer Seite war ein Kindergeld für alle Kinder geforde rt worden. 
ln HeviSIOncn, d1c 1961, 1~64, 1965, 1973 und 1974 erfolgten, weitete man d ie Leistungen nach 
und nach auf d1e zweiten Kmder aus, allerdings un ter Beachtung von Einkommens-Mindcstgrenzen 
die indessen sukzessive angehoben wurden. ' 

Ocr Familienlastenausgleich stellt eine nicht zweckgebundene Leistung dar. Da er nur 
ausbezahlt wird, wenn Kinder vorhanden sind, kann man ihn a ls eine diffuse Unterstüt­
zung der Sozialisationsaufgabe betrachten , doch steht keineswegs fest, ob und in wel­
cher Weise die Einkommensle istungen den Kindern zugute kommen. 

~einerl_ei ?aten lassen v~rmu ten, wie bisweilen vermutet wird, daß der Familienlastenausgleich 
1n der jetzigen Form zu e mer Zunahme der Kindcrzal1l führt. Ungewiß (und im bestehenden Rah­
~cn unbeantwortbar) ist allerdings die Frage, und sie wird kaum gestellt, ob nicht die hohe finan­
ZI~IIe B~lastung d~r Familie, welcher der Familienlastenausgleich auch nicht annähernd Rechnung 
tragt, _e1.n wesentbcher Faktor des Rückganges an Geburten ist. Es kommt hinzu, daß durch das 
neuze1tl 1che Verständnis von Sozialisation zusätzliche A nforderungen gestell t werden so daß · 
""b • aJ . , e1n 
u crpr~portwn er Anst1eg der ta.tsächlichcn Kosten für die Pflege und Erziehung der Kinder 
erfolgt ISt, der ebenfall s n1cht ausre1chcnd berücksichtigt worden ist. 

Andere nichtspezifisch~ Einkommensleistungen an die Familie stehen überhaupt nicht 
1111 Zusammenhang mit Sozialisation. Nebst dem Ehegattensplitting s ind dies insbe­

s~nd~rc ,Vergünstigungen zur Vermögensbildung und Sparförderung sowie Sparprämien 
fur d1e hm1he (vergl. Schubncll und Borries 1976: 23 - 27). 

b) Zweckgebundene Einkommensleistungen 

Demgegenüber gib~ es ein_e Reihe von zweckgebundenen Einkommensleistungen und 
darunter solche, d1e unmittelbar sozialisationsrelevant sind. Das trifft für die Ausbil­
dungsförderung sowie damit verknüpft für e inen T eil der Fahrkostenvergünstigungen 
zu. Allerdmgs handelt es sich um Hilfeleistungen, die in erster Linie Jugendlichen 
zugute kommen und die Schulb ildung betreffen. 

Willgen 0971: 8) weist auf den Einfluß hin, den höhere Fahrkosten, vor allem in ländlichen Gebie· 
ten, na~hweislich für den Besuch höherer Schulen haben. Die Vermutung liegt na11e, daß die Ausbil­
dungsforderung einen Einfluß auf die Zunahme der Schüler an höheren Schulen in den letzten 1 ah­
~en gehabt hat. Allerdings stehen genaue Daten nicht zur Verfügung. Gewissermaßen zum Kontrast 
ISt dar:~ z~ crinn_ern, daß für den Besuch des Kindergartens und von Tagesstätten vielerorts das 
Hmdcr111s etner Bettragszahlung durch die Eltern besteht. 

Eine · k b d · . weitere zwec ge un ene Emkommensle1stung von offensichtlicher Relevanz ist 
der Mutterschutz. Er hat überdies eine gesetzliche Komponente, indem er e in ßeschäf-
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tigungsvcrbot und Vorschriften über die Gestaltung des Arbeitsplatzes enthält (vgl. 

SchubneU und Borries 1976: 28- 30). 
Eine andere Kategorie von zweckgebundenen monetären Maßnahmen ist von mittelba­

rer Relevanz für das Sozial isationsgeschehen. S ie betrifft diejenigen Hilfeleistungen, die 

z um Zweck haben, temporäre "Störungen" der Famil ie in ihren Effekten zu mindern 

bzw. zu überwinden. Hierzu gehören in erster Linie d ie llilfen bei Krankhe it. Eine 

angemessene Unterstützung d er Familie wi rd d urch das System der Prämienzahlung 

gewährle istet. Überd ies besteht e ine subsidiäre Krankenhilfe oder Eingliederungshilfe 

nach dem ßundessozialhilfegesetz. 

Spezifisch darin ist der Rechtsanspruch der Kinder bis zur Vollendung des 4 . Lebensjahres auf 
Untersuchung "zur Früherkennung von Krankheiten, d ie eine normale körperliche oder geistige 
Entwic klung des Kindes in besonderem Maße gefahrden" (BMJFG, "Fiir 1ms" 1975: 4). Ebenso 
kommt dem Kind zugute, daß im Gesetz zur Verbesserung von Le istungen der gesetzlichen Kran­
kenversicherung vom 19. 12. 1973 bei Erkrankung e ines Kindes un ter 8 J ahren ein Anspruch der 
Eltern auf Fre istellung von der Arbeit festgelegt ist. Dieselbe Änderung sieht vor, daß bei mangeln­
der Ve rsorgung der Familie in folge eines Aufenthaltes im Krankenhaus, in einem Entbindungsheim 
oder e ines Kuraufenthaltes von der Krankenversicheru ng eine Haushal tshil fe gestellt bzw. bezahlt 
wird. Man kann diese be iden Leistungen als Anzeichen dafür auffassen, daß die Bedürfnisse der Kin­
der zusehends ins Blick feld geraten. 

Formal zur gleichen Kategorie von llilfe n gehören die Arbeitslosenhilfe sowie die im 

Arbeitsförderungsgesetz 1969 vorgesehene Unterstützung von Fortbildung im Beruf. 
Eine zweckgebundene llilfe besonderer Art stellt die Wo hnbauförderung d ar. Den 

Zusammenhang mit Sozialisation behandeln das bereits e rwähnte Gutachten des Wis­
senschaftlichen Beirates beim BMJFG (1975) sowie eine in Verbindung mit dem Zwei­
terl Pamilienbericht durchgeführte Untersuchung über die Lebensverhältnisse junger 

Familien (Pettinger 1975). Demnach war es im Laufe der Entwicklung nicht in ausrei· 

ehendem Maße möglich, die Benachteiligung bestimmter Kategorien, insbesondere der 
Familien d er unteren Einko mmensklassen und der jungen Familien , auf dem Woh­

nungsmarkt auszugleichen, obwohl zusätz lich als individ uelle llilfe seit Mitte der sech­
ziger J ahre unter bestimmten Umständen e in Wo hngeld ausgerichtet wird. 

Ausgehend von den sich aus der Pflege und Erziehung der Kinder ergebenden Bedürfnissen schlägt 
der Wissenschaftliche Beirat vor, die Individualförderung wesentlich stärker auszubauen, hingegen 
die Objektförderung auf die Altstadtsanierung und die Modernisierung von Altbauten zu beschrän­
ken. Das Wohngeldsystem soll te dabei derart ausgestaltet werden, daß .,seine Höhe besser an die 
durch Einkommen und Kinderzahl differenzierte Leistungsfähigkeit der Familie" angepaßt ist. 
Hie rzu wird ein Plan vorgelegt, der den Wohnbed arf der Ki nder demjenigen der Eltern gleichste llt, 
den höheren (potentiellen) Wohnbedarf junger Familien berücksichtigt und die Benachteil igung von 
Fam ilien mit drei oder mehr Kindem mittels eines Prämiensystems aufhebt. 

Die Bundesregie rung ihrerseits anerkennt in ihren Verlautbarungen, insbesondere in 

ihrer Stellungnahme im Zweiten Familienbericht (1975: X IX-XXI), die Bedeutung 

der Wohnumwel t fü r das heranwachsende Kind. Sie will überdies den Städtebau mit 
e inschließen und bemüht'sich um e ine Verbesserung des Spielplatzangebotes. Doch sie 

beharrt auf e inem F inanzierungssystem, das in erster Linie auf Objektförderung basiert 

und durch Individualförderung lediglich ergän zt wird. 
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2. Pamilienergänzende Einrichtungen 

f
wl.enngleic.h die Abg.renzung in e inzelnen Fällen und die sprach li che Unters~:heidung 

reßend srnd halte rch es do h f' k .. ß. · · · .. • c ur zwec ma rg, fam rhcnunterstützende und familien-
e~ga~zende Maßn.ahmen auseinanderzuhalten. Bei den erstgenan nten geht es darum, 
dre Famdre als em abgrenzbares sozmles System so zu fördern daß dr'e A . h ·· · 
b f"h · · d · • nge ongcn 

esser a rg sm • dre Aufgaben der Sozialisation selbständig wahrzunehmen ( . · h 
glerchbedeutend mit Isol ierung sein muß) wobei die interne 0 . . . was nrc l 
fl . • rganrsatlon wen rg beem-

ußt we.rdcn soll, .als~. keme spezifi~chen strukture llen Veränderungen angestrebt wer-
den .. Der gesell sch aftli che Wandel wrrd a ls äußere Gegebenheit aufgefaßt; d ie einzelnen 

Fa~rhen sollen ms~.andgesetzt werden, daraus resultierende nachteilige Folgen abzu­

w_e ren.: ~emgeg~nube~ bilden die sogenannten famil ienergänzenden Einriebtun en 
~rge~·ta~drge sozrale Emherten, denen meist relativ genau bezeichnete Aufgaben zu~al­
e·n·~ re tm Rah~~n von politisch und verwaltungsmäßig umschriebenen Korn etenzen 

erfullt werden. K11t1sch zu fragen rst allerdings, ob unter dem Gesichtspunkt ,p · . · 
t ut toneilen Ansat e d. B . h . . emes mstr­
h d I . ..z s te ezerc nung .,famrlr energänzend" stets zutrifft. Teilweise 

an e t e~ steh na~~tch um Einrichtungen, die historisch gesehen parallel zur lleraus· 

brldung emes sp~z rfrschen Ve~ständn i.sses der Familie und ihrer Sozialisationsfunktio­

nen e~tstand~n smd u~~ tr.adrtronellm einem Spannungsverhältnis zur Familie stehen 
Das t rrfft wertgehend fur dre Schule zu (vgl. Uiscber 1975· 365 - 368) E' U"b · . 
··b d. · · · . 'rne ersteht 
u .. er re Arte~ von Ernrr~htungen und d ie Entwicklung während der letzten zehn ahre 
(altere Verglerchsdaten smd nicht vo llständig vorhanden) zeigt Tabelle 1. J 

~ ~. di~sen Daten widerspiegeln sich Tendenzen, die bereits bei den Darle .. · 
haltntsse der Kinder festzustellen waren, näm lich: gungen uber dte Lebensver· 

~~;~r;lagerung zur Familienpflege bei Kleinkindern vermutl ich aufgrund erzieherischer Erwä· 

eine leichte Erhöh d 11 · 
von Scheidun~wais:~gzu::m;·;,:~~~~;:; für ältere Kinder, die möglicherweise mit der Zunahme 

die massive Ausweitung der Vorschulbildung; 

dt.e Befnedigung eines offensichtlich bestehenden Nachholbedarfs bei de Pfl b h ' d 
Ktnder verbunde · · V f · r cge e tn erter 
. • . . n mtt et~er er emerung im Verständn is ihrer Bedürfnisse; 

e m rel~uv ~~r~n~es Anstetgcn der Einrichtungen zur Betreuung der Kinder tagsüber Hier würde 

::~ti:~g:~:~:te m ;nbetra~ht der zunehmende.n Erwerbstätigkeit von Müttern ei~en höheren 

e~fassen vcrmag~bei:;~l~s~c~~e b:i~~;kd~~· b~:~ie~:e~;~~~h~~;~t~~tikF:~~ht al·l: Einricht~ngen zu 
dtese Betreuung in e iner Famil ie besonders ausgebildeten Frauen .z .. b er gt t es Be;uhungen, 
sogenannten .,Tagesmüttern" Auf d h d u u ertragen, un zwar den 
sein . . as en tsprec en e Modellprogramm wird zurückzukommen 

s;zial pol~~isch besonders wichtig ist die Trägerschaft. Wie aus der Tabelle 1 hervor­

g ht, geboren brs auf d re ~rippen in allen Kategorien mehr als die Hälfte der Einrich­

~~nngee;, sogenannten "Freren Woblfahrtsverbänden". Dazu zäh le n folgende Organisa-

Arbeiterwoh lfahrt Bundesverband e. V.; 
Deutscher Caritasverband e V . 

Deutscher Paritätischer Wol;lf~~rtsverband, Gesam tverbande . V.; 
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Deutsches Hotes Kreuz; 

Diakonisches Werk - Innere Mission und Hilfswerk der Evangelischen Kirche Deutschlands ; 
Zentralwohlfah rtsstelle der Juden in Deutschland e. V. 
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Die nationalen Dachorganisationen sind wiederum in Verbände und Einrichtungen 
untergliedert, die teilweise rechtlich selbständig sind. Träger von Einrichtungen können 

überdies Firmen und u. U. andere Vereinigungen sein, darunter seit jüngster Zeit auch 

Initiativgruppen von Eltern. Ein Charakteristikum ist die starke Beteiligung der Kir­

chen, die auf eine lange Tradition re ligiös motivierter sozialer Arbeit und erzieherischer 

Aktivitäten zurückgeht (vgl. z. B. Scberpt1er 1966). Besonders spektak ulär ist die Zu­

nahme der Anzahl der Kindergärten. Indessen ist umstritten, in welchem Maß dadurch 
die Nach frage bereits befriedigt wird. 

Im Rahmen der Mikrozensus-Zusatzerhebung vorn Juli 1972 (Wista 1974: 19- 22) wurde auch 
nach den Gründen gefragt, warum der Kindergarten nicht besucht wird. Etwa für ein Drittel der 
Kinder wird angegeben, daß kein Kindergarten vorhanden ist . Demnach ergäbe sich ein Bedarf an 
Kindergartenplätzen, der rund 60 Prozent der 3- 6jährigen den Besuch ermöglichte. Diese Zah l 
steht in einem gewissen Unterschied zu der im Bilduugsbericht (1970: 39) geäußerten Vorstel­
lung, wonach die Zahl der Kindergartenplätze in den nächsten Jahren mindestens verdoppelt wer­
den muß. Im Zusammenhang mit dem Angebot an Modellversuchen wiederum wurde festgestellt, 
daß es in vielen f-ällen von nahezu allen in f-rage kommenden Kindern in Anspruch genommen 
wurde (Buud-Läuder-Kmnmissinu 1976 : 8). 

Diese Daten sind symptomatisch für die Kontroversen im Bereich der Vorschulbildung, 
d ie seit den scchziger Jahren über die wünschenswerte Entwicklung ausgetragen wurden. 
Dabei lassen sich drei Komponenten unterscheiden . 

Eine erste bildet d as Angebot der traditionellen Kindergartenbewegung. Ihre Träger 

haben sich stets für eine Ausweitung eingesetzt, der indessen Grenzen gesetzt waren, 
so lange einzig Mittel der freien Verbände zur Verfügung sta nden, ergänzt durch 

Elternbeiträge. Zusätzliche Schwierigkeiten bestanden beim Personal, das vergleichs­

weise schlecht entschädigt wurde, was sich wiederum auf die fachl ichen Qualifikatio­
nen auswirkte, die verlangt werden konnten. 

Eine zweite Komponente bildet die Nachfrage der Eltern. Sie le itet sich nicht zuletzt 

aus einem Bedarf nach Betreuung der Kinder ab, der allerdings wegen vielfach ungün­

stiger Betriebszeiten nur zum Teil e rfüllt wird; weiter von Bedeutung ist der Wunsch 

nach Vorbereitung auf die Schule, und schließlich ist eine pädagogische Auffassung von 
Belang, die auf der Einsicht beruht, daß das Kind ungefähr vom dritten Lebensjahr an 

ein ausgeprägtes Bedürfnis nach einer e igens für es gestalteten Umwelt und nach einem 

regelmäßigen Umgang mit seinesgleichen hat. Die Veränderungen der Lebensverhält­

nisse, wodurch ein Zusammensein mit anderen Kindern vielfach erschwert wird, im 
Verein mit e iner allgemeinen Verbreitung von Einsichten über die Lernbedürfnisse von 

Kindern, dürften wesentlich zur Erhöhung der Nachfrage _beigetragen haben . 

Die dritte Komponente bildet die Bildungspolitik , die in mannigfachen Verlautbarun­

gen die Ausgestaltung der sogenannten Elementarerziehung als eine Aufgabe erster 

Dringlichkeit darstellt. Dazu mag zunächst e inmal ganz formal eine Tendenz beigetra­

gen haben, die anderen umfassenderen Institutionen eigen ist, nämlich diejenige zur 
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Ausweitung und Diffe renzierung. Argumente der neucren In telligenz- und Entwick­

lungspsychologie bieten e ine wichtige Rechtfertigung, nämlich den ll inweis auf d ie 

große Bedeutung von Lernerfahrunge n in den ersten Lebensjah re n , insbesondere auch 

für die Entwick lung kommunikativer Ko mpetenzen , von denen wiederum viele Intel­

ligenzleistungen abhängen. 
Ein polit isches Argument bot die entscheidende Grundlage für Initiativen aller Art und 

vermochte gleichzeitig d ie Brücke zwischen den Kompone nten , zumindest rhetorisch , 
zu schlagen, nämli ch dasjenige d er "Ch ancengle ichheit". Sie wurde zu einem a llgemein 

anerkannten Ziel, do ch über d ie Mittel - ob durch die o rganisatorische Zuordnung 

der F ünfjäh rigen entweder zum " Eicmentarbercich" oder zum "Grundschulbereich" 
u nd welche Lerninhalte im Vordergrund stehen so ll ten - wurde b is jetzt keine einheit­

liche Auffassung erzielt, und es hat, aus den Ergebnissen d er Bcglcitforschung zu 

Modellversuchen zu schließen (ßund-Uinder-Kommission 1976), nicht den Anschein, 

von den Ergebnissen her ließen sich eindeutige Richtlinien gewinnen. Vielmehr dürfte 

es zu einer weiteren Differenzierung kommen, wozu nicht zuletzt die Elternin it iativen 

beit ragen. 

4. Bildung und Beratung 

Die zunehmende Bedeutung, die dem Bereich der Elternbildung zugemessen wird , 

erhellt symptomatisch e in Vergleich der beiden bis anh in e rschienenen Familicnbe­
richte. Das Thema wird im ersten nicht behandelt. Der Zweite Familienbericht hin­

gegen st ützt sich au f e ine umfangreiche Bestandsaufnahme ( Wahl 1973 ), in d er crst­

mals versucht worden ist , eine Übersicht über d ie Vielzahl der Anstrengungen zur Fa­

m ilienbildung und über d ie Teilnehmer zu gewin nen . 
Dabei handelt es sich vielfach um T ätigkeiten m it langen Trad itionen, größtente il s 

getragen von nichtstaatlichen Organisatio ne n, worunter die kirchlichen besonders zahl­

reich sind. Neu ist die zunehmende allgemeine Anerkennung von Bildung u nd Bera­

t ung u nd das damit verb undene starke Engagement des Staates auf Bundes- und Lan­

desebene sowie in den Kommunen. 

Im Zweitell Familie~tberic!Jt (1 975: XIV) st immen Ex pertenkommission wie Regieru ng darin über­
ein, daß "Ei tcrnbildung auf der Grundlage umfassender In formationen über den Entwicklungs- und 
Erziehungsprozcß eines Kindes entscheidend dazu beiträgt , ein günstiges Erziehu ngsmilieu in der 
ramilie zu schaffen", allerdings nur, wenn ,.zugleich auch die Bedürfnisse und die konkrete Lebens­

situation der Eltern berücksichtigt werden". 
ln versch iedenen Äußerungen seitens der z uständigen Behörden w ird si nngemäß ausgeführt: Die 
stets steigende Nach frage nach Erziehungsberatung und die große A nzahl verhaltensgestörter Kin­
der beweisen , daß viele Famil ien m i t ihren Erziehungsproblemen nicht fertig werden . f-ür Staat und 
Gesellsch aft stellt skh deshalb die Aufgabe, die Fam ilie in ihrer Eo .iehungskraft zu stärken , ohne 
prinzip iell in das Erziehungsrecht einzugreifen. Die Notwendigkei t , neue Formen zu entwickeln, 
wird mit dem Argument begründet , daß d ie herkömmlichen Formen b reite Sch ichten nicht genü­

gend anzuspreche n vermoch ten. 
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Die getroffenen, teilweise noch in Erprobung stehenden Maßnahmen sind vielfältig: 

Entwick lung von Curricula für Eltcrnbildung, Neufassung und Verbreitung bereits ein­

geführter "Eitcrnbriefe" ( in denen Eltern nach der Gebu rt des ersten Kindes in regel­
mäßigen Abständen in Form eines gedruckten Briefes Informationen über die Pflege 

und Erziehu ng zugesandt werden; vgl. Lüscher et al. 1977), Elte rnbildung im Medien­

verbund , Eltern-Kind-Seminare, mobile Elternschule . u. a. m. (/11[ormatio11sbulleti11 
1975: 22- 25). 

Beze ichnenderweise wird auch auf Landesebene der Bildungs- und Beratungsarbeit 

ein ho hcr Stellenwert e ingeräumt , wie das Beispiel des Pamilienbericbtes ßaden-Würt­
temberg (1976) zeigt. Dab ei gerät, entsprechend der besonderen Ko mpetenz des Lan­

des, a ls we itere Aufgabe "eine möglichst f rühe Vorbereitung junger Me nschen auf die 

Anforderungen und Probleme von Ehe, Familie und Erz iehung" (S. 15) in d en Bli ck­

punkt, also Maßnahmen im Bereiche der Schule. Dazu wird indirekt ei ne Ausbildung 

der angehenden Lehre r in den Erzichungswissenschaften, in Soziologie und Pädagogi­

scher Psycho logie gerechnet. 

Im gleichen Atemzug wie die Elternbildung wi rd zumeist die Beratung als besonders 

fö rderungswürd ig genannt, wobei der großen Vielfalt von Trägern Rechnung zu tragen 
ist. Besonders erst rebenswert scheint der Sachverst ändigenkommission des Zweiten 

Familienberichtes (1975: 1 18) eine wissenschaftlich fundierte Gesamtkonzcptio n , und 

die Bundesregierung ist der Auffassung, "daß weniger durch Zentralisation als durch 

Koordination u nd Kooperation Fortschritte erzielt werden können" (ebd. S. XVI). 

Man kann die Vermittlung von Informationen in den Massenmedien als den einen End­

punkt e ines Kontinuums in der Vermittlung von Wisse n ansehen , und demgegenüber 

würde die Bera tung über eine bei e in em e inzelnen Kind aufgetretene Verhaltenstörung 

den anderen Endpunkt markieren. Zum einen handelt es sich um eine präventive, dif­

fuse Bildungsarbeit, zu m anderen um ein e im nachhinein e rfolgende, spezifische Hilfe­

leist ung. In der Wirk lichkeit sind d ie Übergänge zwischen Bildung und Beratung fl ie­

ßend. Es gibt eine Berat ungstätigkeit, nämlich diejenige über Familienplanung, die als 

ergänzende Maßnahme zur Reform des§ 2 18 durch Einbezug der ärztlichen Beratung 

in die Kra nkenversicherung und durch ein Modellprogramm von "Beratungsstellen" 

wesentl ich gefördert wird (ln[ormatio11sbulletin 1975: 31 - 34) und die stark präventiv 

ausgeri ch tet ist. Umgekeh rt kommt es in der Elternbildung, die in kleinen Gruppen 

durchgeführt wird, faktisch zu Beratungen über konkrete Prob leme, oder es ergeben 

sich entsp rechende Gespräche im Anschluß an d ie Veranstaltungen (Familienbericbt 
197 5: 119). Ko nsequenterweise wird eine engere Zusammenarbeit zwischen Eltern­
bildung und -bcra tung postuliert (ebd.). 

Eine wesentliche Kompo nente der Verstärkung dieses Bereiches der Familienpolitik 

bildet die steigende Nachfrage . Es liegen indessen noch keine gesicherten Befunde dar­

über vor, in welcher Weise sie zustande kommt und welche Faktoren dazu beitragen, 

d. h. in welchem Ausmaß veränderte Umweltbedingungen den Eltern neue Probleme 

schaffen, inwieweit t raditionelle Kanäle der Wissensübermitt lu ng versiegt sind oder 
das Wissen als obsolet gilt, o b und in welcher Weise d ie Eltern gewissermaßen von 

außen verunsichert werden oder sich konsiste nte neue Erkenntnisse du rch zusetzen 
vermögen. 
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Die Ausweitung von Bildung und Beratung, teilweise in Verbindung mit dem Ausbau 
der Einrichtungen, hat zu r Folge, daß mehr Menschen beruflich mit Aufgaben der So­

zialisation befaßt sind. Gleichzeitig sind die Anfo rderungen an die Ausbildung gestie­
gen. Man kann somit eine T endenz zur ,.Profes:ionalisie rung" fests tellen. Entsprich~ 
ih r eine zunehmende " Laisierung" der E ltern, w ie Walter Sprondel (1 976) befurchtet. 
Oder gehen die T endenzen dah in , a uch die Ro lle von Vater und Mutter zu ,.professio­
nalisieren"? Einen interess<tnten Grenzfall bildet das Modellpro jekt Tagesmüt ter (vgl. 
ßM}FG, Zwei Jah re Modellp rojekt Tagesmütter 1976; Pettinger 1974b , Liegle 1976). 
Hier handelt es sich darum, Mütter zu gewinnen, die gegen Entgelt die Betreuung ande­

rer Kinder bei sich zu Hause übernehmen, möglichst gemeinsam mit eigenen Ki ndern, 

wobei eine besondere Ausbildung ein integraler Bestandte il des Programmes ist. 

5. Hilfen für besondere Kategorie n von Kindern 

Die Vorstellung, die Fami lie in der Form einer in tensiven Lebensgemeinschaft vo~ 
Eltern und Kindern , die ihre rsei ts in die soziale Umwelt integriert ist , ste lle d ie opti­
male Umwelt für die primäre Erfüllung der Sozialisat ionsau fgaben d ar, legitimiert 
besondere Maßnahmen , wenn vom Normalfall abweichende Verhältn isse vorliegen. 
Dafür können al le Fo rme n der Inst itut ionalisierung zum E insatz komme n. Die staat­
liche l'ürsorge für Waisen und Witwen ist eine tradit io nelle Aufgabe. In jüngerer Zeit 

sind außereheliche Kinder und ih re Mütter m it eingeschlossen worden. Wo em Eltern­
teil vorhanden ist , liegt das Schwergewicht bei der finanziellen Unterstützung; denn 
die finanzielle Benachte il igung alleinstehender Eltern ist ausgiebig nachgewiesen 

(A lleinstehende Elternteile mit ab hängigen Kindern 1970) . 
Schwierigkeiten ergeben sich oft bei Scheidungen . Sie betreffen einerseits d ie Siche­

rung des finanziellen Unterhaltes, andererseits die Lösung von psychosozialen Pro­
blemen d ie bei Kindern schwerwiegende Auswirkungen zeigen können. Dabei werden 
die Ki~der öfter in He ime n als in anderen Familien untergebracht (Statistisches Bun­
desamt 1974: 7). Allerd ings verheiraten sich geschiedene Leute relativ o ft ; doch weiß 

man nicht genau, ob Kinder die Chancen der Wiederverheiratung mindern. In jedem Fall 
erhö ht seit den scchziger J ah ren die zunehmende Zahl von Scheidungen d en Bedarf an 

unterstützenden Maß nahmen. 
Eine besondere Problematik besteht für nichteheliche Kinder. Z um einen leiden sie 

besonders stark unter den wirtschaftlichen Benach teiligungen ; zum anderen werden sie 
und ih re Mütte r gese llschaftli ch oft d iskrimin iert . Aus diesem Grund wi rd auf mannig­
fache Weise angestrebt, auch unvollständige Familien als "vo llwertig" anzuerkennen. 

Das stellt indessen eine Ausweitung des Begriffes der Familie dar, die wiederum als 
Relativieru ng der t raditionelle n Werte einer allerdings eher versteckten als offenen Kri­

t ik ausgesetzt ist. Gleichze it ig gib t es weiterhin die tradit io nellen " karitativen" Hilfen. 
Neuerdings ist au ch eine Selbsthilfeorganisa tio n tätig, nämlich der "Verband alleinste­

hender Mütter". 
Eine weitere wich tige Kategorie stellen die Familien mit behinderten Kindern dar. All­
gemeine Unterstützung geht ihnen in Fo rm einer steuerlichen Entlastung zu ; ferner 
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werden Pflegesätze ausgerichtet. Die soziale Kranken - und Rentenversicherung wurde 
mittels eines am 1. Jun i 1975 in Kraft getretenen Gesetzes über die Sozialversicherung 
Behinderter zugunsren der Geburts- und Frühbeh inderten weiter entwickelt (Informa­
tionsbulletin 1975: 29). 

Diese Maßnahme ist Teil des Programmes zur Förderu ng der Reh abilitation Behinderter. In seinem 
Rahmen werden überregionale Ein richtungen gefördert , die Modell ch arakter haben. ferner werden 
Sondereinrich tungen für behinderte Kinder und Jugendliche geschaffen, z . B. Sonderkindergärten, 
Heime, Horte, Sondersch ulen , Sonderberufsschul en un d heilpädagogisch e Bildungsstätten. Überdies 
wird heilpädagogische Beh and lung be reits bei Klein kindern unterstützt. 

Weitere Gruppen, für die spezifische Ak t ivitäten entwickelt werden, sind die Kinder 
ausländischer Arbeitnehmer, d ie sozialen Randgruppen u nd Familien in Notunterkünf­
ten (vgl. BM}FG, Bericbt über die Eingliederung 1976). Familienunterst ützende Maß­

n ahmen werden ferner im Zusammenhang m it Hilfen für d ie Familien im ländlichen 

Raum getroffen . Sie beziehen sich in erster Linie auf d ie Wohn- u nd Verkeh rsverhält­

n isse. 

Sie schließen indessen auch Programme ein , die der Verständigung zwischen versch iedenen Bevöl­
keru ngsgruppen d ienen sollen, in dem beisp ielsweise Ferien au f dem Bauern hof erleich tert werden. 
Den Stellenwert solcher Aktione n beleuch tet etwa ein Faktum wie dasjenige, won ach die Landwirt­
schaftsverwaltung von Baden-Württemberg seit 1970 "Land- und fo rstwirtschaftliche Betriebe 
durch Zuschüsse zum Neu-, Um- und A usb au u nd zur Einrichtung von Fremdenzimmern , Ferien­
wohnungen, p rivaten Kinde rspielplätzen und Au toabstellplätzen am Haus" fö rdert, die in fünf J ah­
ren den Betrag von 6 Millionen DM ausmachten (Familienbericbt Baden-Wiirttemberg 1976: 37). 

Die Unterstützung von Ferien- und F reizeitmöglichkeiten ist an und für sich ein t radi­
t ionelles Anliegen der Familien politik. Sie geschieht auf der Ebene des Bundes durch 
Beiträge von Erholu ngsstätten, eingeschlossen Müttererh olung, und d u rch die Aufklä­
rung über die vorhandenen Möglichkeiten mittels Broschüren. 

6 . Steuerungsmechanismen 

Die Darstellung der sozialpolit ischen Maßnahmen bestät igt , was dem umfassenden ge­

sellschaftlichen Charakter von Sozialisation ganz allgemein e ntsprich t , nämlich daß 
viele Institut ionen bestehen, die zur Lösung der Aufgabe beitragen, u nd entsprechend 
vielfä ltig sind die politischen Kräfte, die auf ihre Gestaltung und Entwicklung einwir­

ken . Das wicht igste Merkmal liegt darin , daß die Aufgabe der primären Kompetenz 

der Fam ilie zugeordnet ist . Diese wiederum ist in der lokalen u nd regionalen Umge­

bung verwurzelt, gehört somit in den föderalist ischen Bereich, und ist überdies eng mit 
nichtstaatl ichen Institu t ionen verknüpft . Die starke Beton ung des sogenannten Subsi­
diaritätsp rinzips unterstreich t d ie Bedeutung d ieser Verflechtungen und begründet die 

politische T ät igkeit von Familienverbänden auf den verschiedenen Ebenen. Zugleich 
legitimiert d ie nach dem Zweiten Weltkrieg ausgearbei te te Verfassung eine st aatliche 
Familienpoli tik. Diese findet den admin istra tiven Ausdruck in einem e igenen Ministe-
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num für Familie und Jugend, dem Ende der sechziger Jahre der Bereic-h der Gesund­

heit zugeordnet wurde. 
Eine weitere verfassungsmäßige Begründung von Maßnahmen, die für die Sozialisation 
relevant ist und die neuerdings zur Herausarbeitung einer besonderen recht lichen Stel­

lung des Kindes herbeigezogen wird, bildet das Persönlichkeitsrech t. Der Bereich der 

Bildungspolitik wiederum liegt in der Kompetenz der Länder, weist somit starke 
dezentral istische Züge auf, wiewohl Sachzwänge, insbesondere die Koordination im 
höheren Bildungswescn, zentralistische T endenzen fördern . Die Sachverständigenkom­

m ission des Zweiten l'amilienbericbtes (197 5: 143) beklagt die Zersplitterung der 

Kompetenzen auf Kommunal-, Länder- und Bundesebene und die mangelnde Koord i­
nation. Sie stellt übe rdies fest, daß Familienpolitik nicht du rch gesellschaftlich starke 
und konfl iktfähige Interessen getragen oder vorangetrieben wird . 
Entsprechend dürftig sind die zentralen Steuerungsmechanismen der Famil ienpoli t ik 
und - ka nn man hinzufügen - diejen igen e iner "Sozialisationspolitik". Im wesent­

lichen handelt es sich um die Rechtsprechung, die die Grundlage für eine teilweise 

stark tradit'ional geprägte und in jedem Fall in hohem Grade dezentralisierte Verwal­
tungstätigkeit bildet. Neuerdings kommt hinzu , daß auf Bund es- und teilweise auf 
Länderebene versucht wird, gesellschaftliches Wissen über Familie und Sozialisat ion 
zu " produzieren" und zu "disseminieren", indem Sachverständige, teilweise gemein­
sam mit, teilweise relativ unabhängig von Verwaltung und Politik, die wichtigsten Sach­
verhalte erforschen und in Form allgemeiner Berichte die vorh<tndenen Ergebnisse der 

Forschung zusammenste llen. Die Famil ienberichte sind der deutlichste Ausdru ck die­
ses Bemühens9

. 

Reformen zum Familie nrech t im engeren Sinne sind se it 1950 noch relativ spärlich 
zum Abschluß gekommen und betreffen eher Randgebiete . Hingegen liegen zahl reiche 

Vorschläge vor. Es handelt sich um den Entwurf eines Gesetzes über die Annahme als 
Kind , den Entwurf e ines Erst en Gesetzes zur Reform des Ehe- und Familienrechtes, in 

dem u. a. vorgesehen ist , im Scheidungsrecht das überkommene Schuldprinz ip durch 

das Zerrüttungsprinzip zu ersetzen, ferner der E ntwurf eines Gesetzes zu r Neuregelung 
des Rechtes der e lterli chen Sorge, der vorsieht, "daß d ie Eltern auf den Willen u nd d ie 
Belange des einsichtsfähige n Kindes Rücksicht zu nehmen und Maßnahmen im Bereiche 

der elterli chen Sorge mit ihnen mit dem Ziel zu erörtern haben, gegenseitiges Einver­

ständnis herbeizuführen" (Informationsbulletin 1975: 5). Z um " Elternrecht" kommt 
die Vorstellung des " Kindeswohles" als weiteres Ordnungsprinz ip. 

Diese knappen Erläuterungen deuten die allgem eine Tendenz an , die in der Familien­
rechtspolitik erkennbar ist. Es handelt sich zum einen um eine Anerkennung der fak­
tischen Vielfalt vo n fami liären Lebensformen, insbesondere um d en Versuch der weit ­

gehenden Gleichstellung unvo llständiger Familien und um die Anerkennu ng de r Per­
sönlichkeit d es Kindes. Paralle l d azu verlaufen die Bestrebunge n, durchgängig der F rau 

die gleichen Rechte wie dem Mann zuzuerkennen und das Leitb ild einer partner­
schaftlichen Ehe und Familie und der Achtung der persönlichen Freihei t zur Gestal­

tung der Lebensverhältn isse durchzusetzen . 
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JV. Diskussion 

1. Die Notwendigkeit neuer Erklärungsversuche 

Ich habe eingangs darauf hingewiesen, daß Sozialisation als e in offenes Geschehen defi­
niert ist , während sozialpol itische Maßnahmen üblicherweise in e in Z iel-Mittel-Schema 
eingeordnet werden. Daraus ergibt sich eine besondere Problematik. Sie k lingt nicht 
selten in popu lären Stellungnahmen an, wenn es etwa heißt , die Pflege und Erziehung 

der Kinder ließe sich nicht " planen" und "organisieren". 
Einer solchen Auffassung kommt entgegen, daß die Aufgabe in erster Linie im Schoße 
der Familie erfüll t w ird , die heute als der Inbegri ff des Privaten gilt und sich folgli ch 
dem rationalen Zugriff von Gesellschaft und Staat entziehen soll . In der Verfassung 
wird die Familie dem besonderen Schutz des Staates unterste llt und zugleich mit den 

sogenannten "Elternrcchten" e in großer Spielraum von Autonomie geschaffen. Die 
wichtigste Eingrenzung erfo lgt durch die allgemeine Schulpflicht, doch bleibt das 

Recht auf Privatschulen vorbehalten, und während der ersten Lebensjahre ist der Be­
such vorschulischer Einrichtungen nicht zwingend; selbst fü r medizin ische Untersu­

chungen besteht kein Obligatorium. 
Denno ch hält ein Verständnis d er Familie als autonomer Einheit einer genaueren Be­
trach tung nicht stand. Die Art und Weise, wie die Eltern sich um ihre Kinder küm­

m ern , konk retisiert sich darin , welche Lebensverhältn isse sie zu schaffen vermögen , 
und dies wiederum hängt von der gesellschaftlichen Umwelt und ihren Veränderun­

gen ab. Überdies werden die Eltern in ih rem Verständnis des Kindes und seiner Bedürf­

nisse von der Kultur und d en Subkultu ren beeinflußt, in d enen sie leben, und sie sind 

Adressaten sozialpolitischer Maßnahmen. 
Der Abriß der Entwi ck lung der Lebensverhältnisse der Ki nder und der Sozialpolitik 

für die Zeit seit dem Zweiten Weltkrieg läßt o hne weiteres Beeinflussungen verschie­
dener Art erkennen, u nd zwar solche, die über die Eltern b zw. die Familie laufen , wie 
andere, die sich direkt au f das Kind beziehen . Umgekehrt ze igt sich, daß von den 

Eltern mannigfache Anstöße ausgehen. Das gesch ieht zunächst durch ihr reproduktives 

Verhalten, das u nbest ritten ein privater Bereich par excellence ist. Die Entwicklung 
der Gebu rtenzahl stellt eine wichtige Rahmenbedingung für sozialpolit ische Entwick­

lungen dar, nicht nu r im Hinblick auf die Pflege und Entwicklung der Kinder, sondern 
ganz a llgeme in (vgl. Wingen 197 6). Des weiteren gehören Eltern se it jeher zu den Trä­

gern von Initiativen für ko llektive Maßnahmen und Einrichtungen zugunsren der Kin­
der. In zunehmendem Maße frage n sie überdies nach Beratung und Bildung. Von wach­
sender Bedeutung ist ferner die Rolle der steigenden Zahl von Fachkräften, die sich um 
Kinder im Vorschulalte r kümmern und dabei zunehmend Anspruch auf Professionali­

sierung erheben. 
Es gibt in der Realität somit mannigfaltige wechselseitige Beeinflussungen. Sie sind in­

dessen in der neueren sozia l-wissenschaftlichen Forschung kaum untersucht worden. 
Das hat seine Gründe, auf die hier näher einzugehen keine Möglichke it besteht. Do ch 

jüngstens wird das Bedürfnis nach solchen Untersuchungen deutlich aufgezeigt, bei­
spie lsweise in den Vorschlägen für eine " Ökologische Sozialisationsforschung" (Bron -
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Jenbrenner 197 6a) oder für e ine "Wirkungsforschung der Sozialpolitik" (Kaufmann 
1974; Herlth et al. 1976a). Aus diesen Ansätzen spricht e in neues Verständnis des Ver­

hält nisses zwischen Theorie und Praxis : Nicht nur besteht bei praktischen Maßnahmen 
ein Bedarf an wissenschaftlicher Forschung und theoretischen E insichten, sondern die 
Sozialisationstheorie bzw. -forschung ihrerseits kann nur Fortschritte erzielen, wenn 

sie d en praktischen Maßnahmen als bestimm enden Faktoren einer sich stets verändern­

den soziale n Wirklichkeit Rechnung trägt. Auf solche Weise wird es überdies möglich, 
d en relativen Einfluß des wissenschaftlichen Wissens zu ermitteln, was wiederum Rück­
wirkungen auf den Gang d er Wissenschaft und ihre Organisation haben kann. Es ist un­
schwer einzusehen, daß die wissenssoziologische Analyse eine wesentliche Kompo­

nente dieses Verständnisses von Sozialisation ist (Lzischer 197 5 ). Sie ist wiederum nütz­
lich, weil die lnstitutionalisierungen , die in e iner Gesellschaft für eine d ermaßen grund­
legende Aufgabe entwickelt werden, in hohem Maße von dem sich herausbildenden 
spezifischen Wissen abhängen . 
Den Ausgangspunkt , gewissermaßen die "Herausforderung" einer Analyse, bildet die 
Entwicklung der realen Lebensbedingungen der Kinder sowie derer, die sich um sie 
kümmern, und die Entwicklung der sozialpolit ischen Maßnahmen. l'ür eine umfassen­
dere Darstellung , a ls sie hie r möglich ist, wäre es erwünscht , d en Unterschied en inner­
halb d es Landes, z. B. zwischen Ländern oder Regionen, stärker Rech nung zu tragen 

und außerdem einen Vergleich m it den Verhältnissen in anderen Staaten anzustellen . 

Doch bereits diese einfache Skizze läßt einige Sachverhalte de utli ch hervort reten, die 
zusammengefaßt folgendermaßen lauten : 

1. Kinder wachsen überwiegend in der eigenen Fam ilie auf. Allerdings nimmt neuer­
dings die Zahl der Familien mit nur einem Elternteil zu. Die unterschiedlichen Fa­

mil ienverhältnisse werden indessen zusehends als gleichwertig anerkannt. Damit 
sind Maßnahmen für Kinder mit Benachteiligungen aller Art verk nüpft. Meistens 

wird versucht, sie in Familien oder familienähnlichen Verhältn issen unterzubringen. 
2. Ein zunehmender Teil der Kinder besucht regelmäßig e inen Kindergarten oder eine 

andere Einrichtung, die a ls kindspez ifische Umwel t gestalt et ist , und wo Fachkräfte 

sich bemühen , die Lernfähigkeit des Kindes in m annigfacher Weise zu förd ern . In 
erhöhtem Maße wird auf den Zusammenhang zwischen Schule und Elementarbe­
re ich geach tet, so daß die Ausdehnung der Einrichtungen o ft als eine Vorverlegung 
des allgemeinen Schulbesuches erscheint. Überdies soll der Besuch möglichst allen 
Kindern ermöglicht werden. Die Zusammenarbeit zwischen Elternhaus und Vor­
schule wird gefördert, e rweist sich indessen a ls schwierig. 

3. In allen Bereichen ist die Ausweitung eines spezifischen Wissens über die Bedürfn isse 
des Kindes und die Anforderungen einer guten Pflege und Erziehung zu beobach­

ten , wenngleich erheb liche Unterschiede in den Inhalten und in den konkreten 
Handlungsanweisungen bestehen. Im besonderen ist die Förderung vo n Elternbil ­
dung und -beratung zu e inem Anl iegen der staatlichen Familienpolitik geworden. 

4. Ein e wesentl iche Veränderung in den alltäglichen Lebensverhältnissen der Kinder 
und Familien sowohl in bezugauf die Aufteilung der Zeit nach verschiedenen Tätig­
keiten wie in bezug auf die Vermittlung vo n " Informationen" a lle r Art hat das 
Fernsehen gebracht. 
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Nur wenige Erscheinungen laufen diesen allgemeinen Entwicklungen entgegen. Zum Beispiel gibt es 
Versuche, Kommunen zu bilden, aber es wachsen dort vergleichsweise wenig Kinder auf. Es gibt 
Eltern, die ihre Kinder nicht in den Kindergarten schicken wollen, doch ist zur Zeit kaum zu ermit­
teln , wie groß ih r A nteil w irklich ist. Auch gibt es Kindergärten, die wenig auf die Schule ausge~ich­
tet sind, doch bemüht man sich dann um die Entwicklung sozialer und emotionaler Fähigkeiten. 
Es ibt Vertreter der Auffassung, die Pflege und Erziehung sei eine " natürliche" Aufgabe, wozu 
kei!e besonderen Kenntn isse nötig seien , doch erweist sich, daß sie oft gewisse Bereiche, beispiels­
weise die Gesundheitspflege, ausklammern oder daß sie nur allgemeine Prinzip ien im Umgang ~it 
dem Kind postulieren. Es gibt Famil ien ohne Fernsehen, aber ihre Zahl ist verschwindend klcm, 
und die Kinder gehen dann, wenn sie nicht zu Hause sehen können , oft zu Kameraden. 

2. Elemente e iner pragmatischen Sozialisationsforschung 

a) Historische Einordnung 

Die allgemeinen Entwicklungen, mit Ausnahme der zuletzt genannten, lassen sich _p lau­

sibel in e inen allgemeinen historischen Ablauf einordnen (vgl. Lüscher 197 5). Seit d~r 
Mitte des 18. Jahrhunderts hat sich zunehmend ein verbreitetes Verständms für die m 
der frühen Kindheit beginnende Entwicklung der individuellen Persönlichkeit herausge­
bildet, und zwar in de m Maße, wie die Bedürfnisse des Kindes nach Pflege und nach Er­

ziehung sowie der Zusammenhang zwischen diesen beiden Komponenten in vielen all­
täglichen Verhaltensweisen erkannt wurde. Allerdings en tstanden früh Spannungen 
zwischen der Schule und anderen spezialisierten Einrich tungen e mersc its und der Fa­
milie andererseits, die zumindest teilweise auf die Herausb ildung besonderer Berufe 

und d ie von ihren Inhabern im Zuge e iner Professionali sierung in Anspruch genomme-
nen besonderen Kompetenzen zurückzuführen sind und bis heute bestehen. . 
Ausschlaggebend für die Entwicklung der Sozialpolitik ist die VerknUpfung der Em­

sichten über die Persönlich keitsentwi ck lung mi t dem Anspruch, jedermann stünde em 
Recht auf 1 ndividualität" , d. h . auf freie und optimale Entfaltung der Persönlichkeit 
zu . In der ·~achkriegsze it hat das sich d araus ergebende Postulat der Chaneengle~ch­
heit und das - von Mißverständnissen allerdings nicht fre ie - Ideal der "E manzipa­

tion" wesentlich zur Begründung von Programmen aller Art beigetragen. In bezugauf 
das Recht ist bemerkenswert , daß zunächst Regelungen für besondere Kategorien von 
Kindern , nämlich Waisen und außerehe lich geborene Kinder, getroffen und allmählich 

im Sinne von "Persönlichkeit srechten" formu liert wurden , bevor solche in a ller Form 

dem Kind allgemein zuerkannt wurden. Innerhalb des untersuchten Zeitraumes schemt 

sich diese " Logik" zu wiederholen : Die Regelungen betreffend Scheidung und An­
nahme an Kindesstatt wurden vo r der a llgemeinen Ehe- und Familienrechtsreform ein­

geführt. 

Man kann gegen die angedeutete Einordnung der jüngsten En twicklung in c in_en allgemeine~ hist_o· 
risehcn Ablauf einwenden, sie wäre zu allgemein und desh alb nicht st ichh altig. Demgegenuber lie­
ßen sich in manchen Teilbereichen detaillierte Zusammenhänge nachweisen , beispielsweise auch 
was den Einfluß der hier nicht weiter behandel ten allgemeinen gesellschaftl ichen Variablen betri fft, 

etwa die Bevölkerungsentwicklung. 
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Schließlich wird kaum jemand im Ernst bestreiten, daß d ie Art und Weise, wie heute Kinder auf· 
wachsen und welche Institutionen zu ihrer Pflege und Erziehung bestehen, von früheren Entwick· 
Iungen abhängt, eingeschlossen die Erfahrungen, d ie aus tatsächlichen oder vermeintlichen Ergeb· 
nissen früherer Sozial isationspraktiken gemacht werden . 

b) Taxonomie der Umwelt des Kindes 

Gle ichzeitig wird offensich tli ch , d aß für die sozialwissenschaft liche Erklärung der Zu· 
sammenhänge der historische Rückblick, so wichtig er ist, a llein ni cht ausre icht. Die 
let zte der vier allgemeinen Entwicklungstendenzen, die Auswirkung d es Fernsehens, 

genügt, um im Rahmen unserer Skizze d ies zu zeigen . Unabdingbar für eine genauere 
Untersuch ung ist eine taxonomische Beschreib ung der Lebensverhältn isse der Kinder. 
Hierzu ist in jüngster Zeit e ine Reihe von Vorschlägen gemacht worden. 

Orville G. Brim (1975) unterscheidet drei sozio·strukturelle Ebenen. Im Rahmen e ines Vorschlages 
fü r soziale Indikatoren über d ie Lebensverhältnisse der Kinder weist er au f die Bedeutung der 
makrosozialen Einflüsse auf die Pflege und Erziehung der Kinder hin , die bis anhin zu wenig be· 
achtet worden sind. Damit sind die umfassenden sozialen Kräfte, wie Technologie, Recht, Massen­
medien, ökonomische und soziale Diskriminierung gemeint . Ihnen stellt er einen Mikro-Bereich 
gegenüber, worunter die unm ittelbaren Inte raktionen verstanden werden. Schließl ich bezeichnet 
er als Meso-Bereich die Einrichtungen , die den Kindern dienen. 
Urie Broufeubreuuer hat bereits früher (1973 ) in ähnlicher Weise vorgeschlagen , drei Ebenen zu 
unte rscheiden, für die er nach verschiedenen Revisionen neuerdings (1976b) die gleichen Bezeich· 
nungen wie Brim wählt, aber inh al tlich eine etwas andere Festlegung vorzieht : Mikrosysteme sind 
d ie "AII tagswclten" des Kindes, z. B. d ie Familie oder der Kindergarten. Mesosysteme sind for· 
melle und informelle O rganisationen , die u nmittelbar wahrgenommen werden und die "All tags· 
wclten" umgeben und enthal ten , etwa Nachbarschaft, Betriebe und Wohlfal1rtseinrichtungen 
sowie die Massenmedien. Makrosysteme sind die umfassenden ökonomischen, sozialen, erziehe· 
rischen, rechtlichen und politischen Systeme einer Gesellschaft, d ie sich in den Organisationen 
auf der Ebene der Meso systeme konkret manifestieren (Broufeubreuuer 1976b: 6f). 
Dieser Ansatz enthält - abgesehen von den inhaltlichen Hinweisen - einen heuristisch äußerst 
wertvollen Gedanken in bezug auf das Verhäl tnis der versc hiedenen Ebenen und ih rer Systeme. 
ßroufeubreuuer schlägt vor, diese Systeme als ineinandergeschachtelt aufzu fassen. Daraus ergibt 
sich logischerweise, daß nicht nur d ie primären Wechselwirkungen zwischen Systemen gleicher 
Ebene oder u nterschiedlicher Ebene zu berücksichtigen sind, sondern auch sekundäre Effekte, 
die sich daraus ergeben , d aß Systeme des Makrobe reiches auf den Mesobereich einwirken und wie· 
derum deren Verhäl tnis zu Systemen des Mikrobereiches beeinflussen können. Der Gedanke ist 
auch in anderen Zusammenhängen anwendbar: Ein Effekt zweiter Ordnung wird beispielsweise 
untersuch t, wenn der Frage nachgegangen wird, wie das Fernsehen d ie Beziehungen der Eltern 
untereinander beein flußt u nd welche Auswirkungen sich daraus wiederum für d ie Art und Weise 
ergeben, in der die Eltern mit den Kindern umgehen. 

Den Bro11[enbrenuerschen Ansatz haben im wesentlichen Her/tb et al. (1976b) übernomm en und 
durch e inen wichtigen Vorschlag ergänzt, der sich aus ihrem Anliegen ergibt, die Wirkungen fami· 
lienpolitischer Maßnahmen zu erm itteln : Für sie ist Sozialisation die Vermittlung von Umwelt, 
und dies geschieht in besonderer Weise durch die Familie, konkret im Elternverh alten (ebd. S. 249) . 
Ein ande rer Ausgangspunkt liegt dem Konzept der Soziotope zugrunde, das im Projekt "Umwelt, 
Kind und Elementarbereich" angewendet wird. Ausgangspunkt sind zehn Variablen der amtlichen 
Statistik, nämlich: Flächennutzung, Wohnverhältnisse, Verkehrsversorgung, Wirtschaftsbereiche, 
berufliche Stellung, Pendler, Einkommen , Bildungsstatus, Bildungsbeteiligung und Bevölkerungs· 
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entwicklung. Sie werden verwendet, um "sozialökologisch abgrenzbare Umwelten" zu bestimmen, 
die spezifische "Erfahrungs· und Lernumwelten" repräsentieren (ßargel et al. 1976: 8). Dieses Vor· 
gehen knüpft an die ältere Tradition der ökologischen Forschung an. Wichtigstes Merkmal ist der 
Versuch, konkrete Typologien aus dem komplexen Zusammenspiel zahlreicher Variablen zu be· 
stimmen, denen ein besonderer Charakter dadurch zukommt, daß sie offiziell erhoben werden, also 
auf eine bestimmte Art gesellschaftlichen Wissens, demjenigen der amtl ichen Statistik, Bezug 

nehmen . 

Grundsät zlich gestattet es die ökologische Sichtweise, die Institution, die unmittelbar 
oder mittelbar die gese llschaftlichen Aufgaben der Sozialisation erfüllt, kohärent zu 
besch reiben. So wird beispielsweise die Relevanz der Familie empirisch u nd nicht nor­
mativ umschrieben. Sozialpolitische Maßnahmen lassen s ich eindeutig institutionell zu· 
ordnen, sei es als Unterstützung bestehender oder als Grundlage neuer Einrichtungen. 
Indessen bedürfen die Vorschläge de r Ergänzung mindestens in zweierlei Hinsicht. 

(1) Die Verflecht ung zwischen den Bereichen und Institutionen so ll nicht nur formal, 
sondern auch politisch erfaßt werden: Nur auf diese Weise läßt sich beispielsweise in 
der Bundesrepublik d ie besondere Stel lung der Familie und die hervorragende Bedeu· 

t ung d er "Freien Wohlfahrt" erkennen. Sie sind im wesentl ichen Ausdruck des Subsi· 

diaritätsprinzipes (vgl. Nell·Breuning 1962) und der Versuche seiner Übertragung auf 
die Bedingungen des modernen Sozialstaates. Die Familien politik seit dem Zweiten 

Weltkrieg st and maßgeb lich unter dem Einfluß der sich daran orientierenden Parteien. 
Wichtigste Mittel einer solchermaßen konzipierten Familienpolit ik sind d ie nicht 

zweckgebundene Einkommensunterstützung und die Subventionierung bzw. anderwei· 
tige finanzielle Unterstützung von nichtstaatlichen Einrichtungen. Die Richtlinien für 
die Ausrichtung der Beit räge sind so gehalten, daß in der Regel große Spielräume für 

die inhaltliche Arbeit bestehen. 
Allerd ings wäre zu ermitteln, in welcher Weise zusätzliche Auswirkungen durch die 

Verfahrensregeln der modernen Büro kratie zustande kommen, und es könnte weiter· 

hin ergieb ig sein , für die verschiedenen Länder der Bundesrepublik zu untersuchen, 
welch e Gemeinsamkeite n und Verschiedenheiten in der Sozialpolitik für das Kindtrotz 
der Ausrichtung auf allgemein anerkannte Prin zipien bestehen und worauf sie z urück· 

zufüh ren sind. Das bedeutet n ichts anderes , als den Einfluß des Föderalismus auf die 
Realität der Sozialpolitik festzustellen . Dabei wäre auch der Ste llenwert der Pro· 
gramme für Kinder im Vergleich mit anderen politischen Bereichen zu untersuchen. 
Genaues ist nicht bekannt. Zu bedenken ist immerhin, daß die finanziellen Aufwen· 
dungen für nicht zweckgebundene Einkommenscrleichterungen, eingeschlossen die 

Ausfälle in den Steueraufkommen, erheblich sind . 

(2) Allem Anschein nach stellt die am Su bsidiaritätsprinzip orientierte finanzielle 

Unterstützung eine t raditionelle Verflechtung zwischen den verschiedenen Ebenen 
der Ökologie dar. Sie beruht auf der Annahme, die Fähigkeiten der Beteil igten würden 

ausre ichen, um d ie geste ll ten Aufgaben zu lösen. Demgegenüber haben wir in der neue· 
ren und neuesten Entwicklung d ie zunehmende Tendenz festgestellt , Einsichten über 
die Bedürfnisse des Kindes und über die Anforderungen an seine Pflege und Erziehung 
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im Rahmen sozialpolitischer Programme allgemein bekannt ZU machen. Obgleich 
Elternbildung und -beratung finanzie.ll wenig ins Gewicht fa llen - die Aufwendungen 
dürften weniger als I 0 Prozent aller Aufwendungen des Staates für die Familie betra­
gen , handelt es sich doch um einen bedeutungsvo llen Schwerpunkt. Das vermittelte 
Wissen bezieht sich nämlich auf die inhaltliche Gesta ltung von Pflege und Erzie hung 
auf versch iedenen Ebenen und in versch iedenen Institutionen. 
Die Verknüpfung zwischen den verschiedenen Ebenen wird durch Stellungnahmen zu 
konkreten Fragen hergestellt . Beispielsweise sind die Auffassungen darüber, welches 
die Ko nsequenzen der Berufstätigkeit der Mutter auf das Kind sind, relevant (a) inner­
halb der einzelnen Familie für den Entscheid, ob die Mutter eine Arbeit annehmen soll 
oder nicht, (b) auf kommunaler Ebene für d ie Errichtung von Tagesstätten und (c) 
auf Landes- bzw. Bundesebene für die Durchführung von Programmen. Hier gilt es bei­
spielsweise abzuwägen, ob eher ein Erziehungsgeld ausgerichtet werden soll oder ob 
Tagesmütter auszubilden sind. 

Dieses konkrete 13eispiel verweist übrigens auf weitere Zusammenhänge. Zu nächst k ann nicht er­
staunen , daß einem Modellprogramm .,Tagesmütter" der Vorzug gegeben wird; denn dieses Vor­
gehen liegt auf der allgemeinen Lin ie einer Verbesserung der Lebensbedingungen der Kinder über 
ein erhöhtes Bildungsangcbot, h andelt es sich doch um eine bezahlte Tätigkeit, fü r die eine beson­
dere Ausbildung gefordert wird. Vorzugsweise werden eigene Kinder von der Tagesmutter mitbe­
treut. In einem gewissen Sinne symbolisiert sie die Mutter, die neuen Idealen entspricht: Die Pflege 
und Erzie hung der Kinder ist d ie von ihr gewoll te Aufgabe, die sie bewußt und mit Sachkundc aus­
übt. Dadurch wird die qu alitative Veränderung ihrer Rolle symbolisiert. So wird ein Zusammen­
Jung zwischen den verschiedenen Ebenen der Ökologie der Sozialisation hergestellt, nämlich zwi­
schen allgemeinen sozialpolitischen Programmen und der Gestaltung der Aufgabe im familiären 
All tag. 

Institutionell gesehen führ t die Anwendung eines spezifischen Wissens ganz allgemein 
zur llerausbild ung neuer sozialer Rollen. Die starke Zunahme der Berufe im Bereich 
von Pflege und Erziehung der Ki nder ist eine offensichtliche Konsequenz der Entwick­

lung in der jüngsten Zeit. Teilweise können sie selbständig ausgeübt werden, teilweise 
bedarf es spezieller Ein richtungen, oft nur geringeren Ausmaßes, teilweise werden be­
stehende Einrichtungen dadurch differenzie rt und entsprechend beeinflußt. Auf diese 

Weise läßt sich der Zusamme nhang von Wissen und Wandel über den Prozeß der Insti­
t utional isierung erfassen. Z usätzlich ist dabei der Frage nachzugehen, in welcher Weise 

solche lnstitutionalisierungen gefördert oder behindert werden. Dies verweist u. a. dar­
auf, daß bei der weiteren Analyse den einschränkenden und fördernden Bedingungen 

von Macht und llerrschaft , spezifisch bezogen auf das Sozialisationswissen, Rechnung 
zu tragen ist. 

Ganz allgemein stellen die verschiedenen Formen und Inhalte von Wissen über die 
Pflege und Erziehung der Kinder eine wesentliche Komponente der Sozialpolitik dar , 
die überdies zunehmend an Bedeutung gewinnt. Darum scheint es mir erforderlich zu 

sei n , in einer systematischen Ökologie der Sozialisation der Stru ktur des Wi ssens be­
sondere Aufmerksamkeit zu schenken. 
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c) Praktischer Problembezug 

Man kann sich vorstellen, daß die um die Dimension der politischen Herrschaft und des 
Wissens erweiterte Taxonomie einer "Ökologie von Sozialisation" einen geeigneten 
Bezugsrahmen darstellt, um die Vielfalt der Zusammenh änge systematisch zu erfassen. 
Es bleibt indessen die Aufgabe, die Dynamik des Sozialisatio nsgeschehens mit einzu­
beziehen. Einen ersten Anknüpfungspunkt bildet d ie erwähnte historische Entwick­

lung; einen zweiten stellen aktuelle " Probleme" dar. 
Sozialisation spielt sich im Alltag ab, der in hohem Maße als Routine gestaltet wird. 

Die Tageslaufuntersuchungen vermitteln die entsprechenden Daten und zeigen über­
dies, daß bei besonderen V crhältnisscn , beispielsweise bei der Berufstätigkeit der 

Mutter, Arrangements getroffen werden, d ie sich so weit wie möglich den allgemeinen 

Mustern anpassen . 

Ein Befund der Medienforschung illustriert im Detail den Hang zur Routine: Meinungsverschieden­
heiten über d ie Auswahl des Programmes treten am meisten bei solchen Sendunge n auf, die das all­
gemeine Programmschema durchbrechen , nämlich bei Sportsendunge n (1-lunzik er et al. 1975: 293~. 
Im allgemeinen dürfte die hohe Integration des Fernsehens in den famil iären Alltag durch dte 

Standardisierung des Programmes wesentl ich erleichtert werden! 

Ein weiteres Merkmal von Sozialisation besteht darin, daß jederzeit relativ viele Men­
schen mi t gleichartigen Aufgaben b efaßt sind. Überdies haben a lle Erwachsenen, die 
sich um Kinder kümmern , bewußte und unbewußte Erinnerungen an die eigene Kind­

heit , wodurch die Rou tinisicrung auch über längere Zeitperioden gefördert werden 

dürfte. 
Diesen Sachverhalten steht entgegen , daß es sich um eine Aufgabe handelt, die auf 

komplexe Weise in viele Teilaufgaben zerfäll t. Die Art und Weise ih rer Durchführung 
hängt von Bedingungen ab , die durch eine Vielzahl veränderlicher sozialer und anderer 
Faktoren au f allen Ebenen beeinflußt werden. Überdies bildet die Universalität eigener 

Erfahrung eine Quelle subjektiver und damit möglicherweise neuartiger Interpretatio­
nen, und schließlich entspricht es der "Natur" des Kindes, oft ein spontanes Verhalten 

zu zeigen, das die Erzieher vor neue Situationen stellt. Gleiches gilt sinngemäß. f~r 
Generationen von Kindern. Schließlich lassen sich d ie ausschlaggebenden längerfn stt­
gen Ko nsequenzen best immter Lebensverhältnisse oder eines bestimmten Umganges 

mit dem Kind nicht vollständig abschätzen. 
Daraus folgt , daß bei den vielfältigen Aufgaben, die d ie Gesamtheit von Sozialisation 

ausmachen , ste ts neue Prob leme auftreten. Sie ste llen die bisherigen Routinen und ln­
stitutionalisierungen auf allen Ebenen in Frage. Die Art und Weise, wie Lösungen ge­
sucht und getroffen werden, bestimmt die Dynamik des Geschehens und die daraus 

entst ehende n Inst itutio nalisicrungen, konkret die Richtung, den Inhalt und den Erfolg 

sozialpolit ischer Maßnahmen. Ihre Analyse bildet e inen unverzichtbaren Bestand~eil 
eines besseren Verständnisses der Zusammenhänge zwischen Sozialisation und Soztal-

politik . 

Beispiele für die im Laufe der letzten dreißig Jahre aufgetretenen Probleme sind die Mütterarbeit, 
die Zunahme der Scheidungen, vermehrte Verh altensstörungen bei Kindern , der relative Mißerfolg 
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von Kindern unterer Schichten in den Schulen, der Anstieg des Drogenkonsums und der Kriminali· 
tät bei jugendlichen 10 , die Lebensverhältnisse von Kindern ausländischer Arbeitskräfte, die Aus­
wirkungen bestimmter Fernschinhalte, etwa Gewaltdarstellungen, und die Veränderungen im 
Selbstverständnis der Frauen. 

Jedes e inzelne Beispiel bedürfte e iner ausführlichen Analyse darüber, warum und in 
welcher Weise es zum Problem werden konnte. Am Ende einer solchen Arbeit - die, so 
weit ich sehe, noch aussteht - läßt sich vermutlich e ine Übersicht über die wichtigsten 

Charakteristika von praktischen Problemen aufstellen. Dazu dürften gehören: 

"Objektive" Veränderungen der Umwelt (z. B. Bevölkerungsentwicklung, Wohn­
situation); 

Veränderungen in d en alltäglichen Lebensverhältnissen der Kinder (z. B. Scheidung); 
Unvereinbarkeiteil und Konflikte zwischen Institutionen der Sozialisation (z. B. 
Schule und Elternhaus); 

Auswi rkungen der Verteilung von Ressourcen und Wissen (z. ß . Vorschulbildung, 
Bildungsgrad der Eltern, Medien); 

Einsichten in die tatsächlichen oder vermeintlichen Folgen von Sozial isationsprak­
tiken (z. B. Jugendkriminalität, Säuglingssterblichkeit); 
Divergenzen zwischen ,.subjekt iven" Sinngcbungen und Rollenverständnis (z. B. 
Rolle der Frau); 
Neue Einsichten der Forschung im Bereich der Sozialisation und in anderen Berei­
chen (z. B. Entwicklung der kommunikativen Fähigkeiten). 

d) Experimente im Alltag 

Entscheidend für den konkreten institutionellen Niederschlag, den die Problemlösun­
gen haben, ist das Wechselspiel zwischen den von den Beteiligten vorgefundene, somit 
relat iv "objektiven" Sachverhalten und deren Veränderung und ihrem eigenen, d. h. 

relativ ,.subjektiven" Verständnis der Probleme und der Situation. Der Rekonstruktion 

dieser Sachverhalte sind Grenzen gesetzt. Dieser Nachteil läßt sich in der experimentel­
len Forschung überwinden. Sie stellt denn auch gewissermaßen die letzte Stu fe des 
Programmes einer pragmatischen Sozialisationsforschung dar. 

Sie wird im Sin ne der hier vorgelegten Betrachtungsweise in ein igen Vorschlägen der 

jüngsten Zeit systematisch und praktisch umschrieben (Bronfenbrenner 1976b; Bron· 
Jenbrenner und Cochran 1976; Lüscher und Fisch 1976). Im wesentlichen handelt es 

sich darum, zunächst eine sorgfältige Beschreibung der "Ökologie" vorzunehmen und 
danach unter kontrollierten Bed ingungen in einem überschaubaren sozialen Feld neue 

Problemlösungen zu erproben, die wiederum nach einer Analyse der allgemeinen so­
zialwissenschaftlichen Kenntnisse und der Vorschläge der Praxis entwickelt werden. 

Bmn[e11brenner und c"c!Jran ( 1976) möchten ermitteln, ob es günstiger ist, Programme durch zu· 
führen, bei denen El tern fü r die Bewältigung alltägl ich er Streß-Situationcn von llelfern unterstützt 
werden, die regelmäßig zu ihnen einzeln nach Hause kommen, also gewissermaßen unmittelbare 
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Hilfe bieten, oder ob mehr erreicht wird , wenn die Fachkräfte in den Woh n~uartiercn ("neigh· 

borhood") in Kontaktstellen tätig werden und eine Reihe von familien· und km~b~zo~cnen .Pro· 

g und leiten Liisc/Jer und Fiscb (1976) beabsichtigen, das Soztaltsattonswtsscn 
grammen anre en · . b 1 b 
junger Eltern zu erheben, und wollen dabei in einer Läng~hmttuntersuchung beo aclt~n, o. es 
Unterschiede zw ischen Eltern gibt, die regelmäßig Empfangcr der .sogen~nntc.n Eltern.bn efc st~d 
oder nicht. zusätzlich soll erprobt werden, ob die Rezeption der Bncfc mtt wctteren l-ltlfen becm· 

flußt werden kann . . · 
1 

· d 
D•L' erste Projekt ist aus den Erfahrungen mit Programmen kompcnsaton~ch er Erzte lUng m cn 
USA entstanden und bezieht sich auf die Rolle von Beratern und Geme~ndehelfern; das zwet~e 
Projekt geht von einer bereits teilweise cinge~ührten Ma~nalmte aus ~nd 1St besonder~. d~raufhm 
angelegt das alltägl iche Wissen und seine ßesttmmungsgrunde zu ermttteln. Wettere. ßctsptele von 
Forschu;1gsthcmen hat ßro 11fe 1117re1111er (1976a: 199- 220) in Verbindung mit emcm von der 

"f'oundation for Child Devclopment" geförderten Programm dargestellt. 

Solche Projekte laufen darauf hinaus, daß neue Inst i.tutionen ent:Vickelt werden oder 

im Entstehen begriffene l nstitutionalisierungen in emer kontrollierten Umwelt syste­
matisch beobachtet und allenfalls gefördert werden. Sie kommen der Begle1tf~rsch.ung 
von Modellprogrammen nahe. Wichtig ist indessen: (a) der .Bezug zu den b 1shengen 

Entwicklungen in Theorie und Praxis, (b) die genaue B~sch.retb~ng.des. Unter~uch~ng~~ 
fe ldes vor Beginn der Versuche, wobei sowohl die ,.ObJektiven w1e d1e "subj.ekt1ven 
Faktoren mit einzubeziehen bzw. systematisch unter Kontrolle zu halten smd , und 
(c) die Beachtung strenger Regeln in bezug auf Validität und Rcli.abilität bei der Ent­

wicklung und Anwendung der Forschungsinstrumente. Soweit 111 der so~enannten 
Aktionsforschung diese Kriterien ebenfalls beachtet werden, besteht auch h1erzu eme 

Verwandtschaft. 
Pragmatisch im eigentlichen Sinne des Wortes ist d ieser Ansatz du~ch die enge ~er-
knüpfung mit der Sozialpolitik: Die einzelnen Projekte stellen ~ew1s~~rmaßen eme.n 
Vorgriff im Prozeß e iner als wünschenswert anges~henen I.nsotut10nahs1erung dar, ~1e 
den strengen Regeln einer intersubjektiv kontrollierten Wissenschaft unterworfen 1st. 

llier schließt sich der Kreis mit den eingangs gemachten Erwägungen über d1e Rezi­

prozit ät von Theorie und Praxis
11 

3. Ausblick 

Ich habe im ersten T eil die Lebensverhältnisse der Kinder in der Bundesrepublik se.it 

den fünfziger J ah ren skizziert und damit gewissermaßen darzustellen versuc~1t, w1e d1e 
soziale Situation" definiert ist, in der sich die Aufgaben der Pflege und Erz1ehung der 
~inder stellen und gelöst werden. Trotz der geborenen Beschränkungen ergibt sich ei.n 
Bild großer Vielfalt. Das trifft auch für die sozialpoli.rischen Maßnahmen zu, d1e 
mannigfache Wurzeln haben. Eine Sozialpoli tik für das Kmd 1m Smne emes etablierten 

Bereiches gibt es indessen nicht. Dennoch habe ich die Bezeichnung ~eme~ Darlegun· 
gcn zugrunde gelegt, und es wird jetzt offensichtlich, daß d1es 1m Smne emer Forde-

rung geschehen ist. Sie so ll abschließend kurz begründet werden. .. . 
Dabei gehe ich letztlich nicht von einer wertenden Beurteilung der Verhaltn 1s~e aus, 
etwa in dem Sinne, Kindern in d er Bundesrepublik ginge es schlecht, und es se1en ge-
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stützt auf die Art und Weise, wie sie betreut und erzogen werden, in a llernächster Zeit 

erhebliche Gefahren zu befürchten. Die Stoßrichtung des Arguments ist nicht eine un­
mittelbar kultur- und sozialkritischc. Zwar gibt es bedenkenswerte Anzeichen. Dazu 

gehören die unleugbare Zunahme der Jugendkriminalität, die steigende Zahl der von 
Scheidungen betroffenen Kinder und die erhebliche Inanspruchnahme der Kinder 

durch rcrnschcn, was auf Kosten anderer Tätigkeiten geht und überdies mit einer Ver­
cinnahmung der Kinder als gegenwärtige und künftige Konsumenten einhergeht . Dem 
stehen Sachverhalte entgegen , wie die zu nehmend e Zahl von Einrichtungen im vor­
schulischen Bereich, die offensichtliche Beflissenheit vieler Eltern , sich für die Aufga­
ben, die durch Kinder geste llt werden, aus- und weiterzubilden, die Anerkennung der 
Persönl ichkeitsrechte des Kindes und der Einsatz für unterprivilegierte Kinder. Eine 
globale Bilanz ist nicht möglich, so sehr im e inzelnen schwerwiegende Probleme auf­
gezeigt werden können. 

Dennoch beinhaltet die Forderung einer Sozialpolitik für das Kind eine grundsätzliche 
Partcinahme. Sie läß t sich erkennen, wenn wir davon ausgehen, daß wir tatsächlich 

eine " Definition der Situation" versucht haben. Unter d en Perspektiven, d ie wir darin 
berücksichtigt haben, fehlt eine, nämlich diejenige des Kindes. Wir verfügen in der Tat 

kaum über Daten darüber, wie Kinder ihre Lebensverhältnisse erfahre n und sie beurtei­
len , wie solche, zu mindest ansatzweise, über Eltern und Jugendliche vorhanden sind. 

Zwar sind neuerdings Vorschläge aufgetaucht, Meinungsumfragen auch bei Kindern durchzufüh­
ren , womöglich mit Kindern selbst als lnteJVicwern (z. B. /Juocock 1975). Es fällt nich t schwer, die 
Grenzen eines solchen Unterfangens zu erkennen. Ein anderer Vorstoß liegt im Bereich der prakti­
schen Pädagogik, in dem unter dc1· Fahne antiautoritärer Erziehung den Kindern alle Freiheiten 
im Verhalten gelassen werden, ohne daß man bemerkt, daß ihnen so im Extremfall die kontinuier­
liche soziale Umwelt vorenthalten wird, die sie zum Aufbau einer eigenständigen Persönlichkeit 
brauchen , wozu auch ein System von Sanktionen im Sinn von Rückmeldungen gehört. Eine solche 
Umwelt vermögen sie selbst noch nicht zu schaffen. 

Die Schwierigkeiten dieser Versuche weisen auf die grundsätzliche Problematik: In den 
Kindern ist Bewußtsein erst im Entstehen begriffen und hat darum nicht schon einen 

institutionellen Niederschlag gefunden. Gemäß unserem heutigen Verständnis birgt in­

dessen dieses im Entstehen begriffene Bewußtsein in sich den Keim der Individualität, 
mithin also auch d ie Chance einer eigenständigen , innovativen Auseinandersetzung mit 
der Welt, von der wichtige Impulse für ihre Gestaltung ausgehen können . 

Es wäre nun allerd ings naiv anzunehmen, von den Kindern könne eine Erneuerung der 
Gesellschaft ausgehen , obwohl dieser Gedanke von Zeit zu Zeit auftau cht. Aber es ist 
zu bedenken, ob nicht in den institutio nellen Versuchen, die im Umgang mit dem Kind 
sich stellenden Aufgaben zu lösen, ein Potential zur Innovation auf a llen Ebenen der 
Gesellschaft liegt, das bis dahin zu wen ig erkannt und genutzt worden ist. 

Die beso ndere Chance des Sozialwissenschaftlers besteht darin, daß er durchaus in der 

Lage ist, dazu in Zusammenarbeit mit der Praxis einen spezifischen Beitrag zu leisten. 
Zu se iner Verantwortung gehört es dabei, in den konkreten Projekten Versuche e iner 
ideologischen Inanspruchnahme der Kinder zurückzuweisen und statt dessen ihre Inter­

essen wahrzunehmen, um so zu einer Sozialpo lit ik beizutragen, die den künftigen 

l 
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· d. Voraussetzungen für e ine freiheitli che Gestaltung ihrer Lebensvcr-Gcnerattonen 1e . · · d 
haltmsse er a u n .. · h""lt d womöglich verbessert. Darin liegt überdtcs dte a llgememc Be eu-
tung einer "Sozialpolitik für das Kind"· 

Anmerkungen 

. f U · Bro11fellbre111111r zum 60. Geburtstag. 
I Ich widme d1csc n Au satz. rze daß den Vertretern der sogenannten "Chicago-Schule" -
I a Hingegen ist daran zu ennnern , . hv

01
:. A . mel

1
rere Untersuchungen über den Zusam-

. 1 · ökolog1sc en nsatzes .. d 
nota bene 1m Ra 1men emcs" . . 1 d · d und einer der bekanntesten Satze er . 1 r -1 d Fam1t1e gemac 1t wor en sm , . 
menhang von Soz1a po ltl < un .. 11 , •1.1 orem f•"ndet sich in einem Buch , in dem d1e Le-. I . d sogenannte I omas- 1e ' . 
modernen Soz1o og1e, . as . "k b h . b werden (Timmas und Tbomas 1928). Wemg 
bensverhältnisse der Kmder 

111 
Amen a escd ne. en d Klassiker der Soz ialisationsthcorie, sich 

· h d ß George Herbert Mea , emcr er . . . f bckan~t IS~ auc ' a . I r "k befaßt hat. Die Bezeichnung pragmatische SozlahsatiO~S or­
intenSIV m1t Sorgen der Sozm P

0 
ltl . ·I ""hl t um auf den Zusammenhang m1t d1e-

schung für den hie r vo~gelegte~ Ansa~z h_able 1Cß1 u~~Jt~:ga au~ der Geschichte der Sozialisations-
T adition hin zuweisen. Die ausfuhrhc 1C eg . 

ser r . b I I . bl . bcn 
forschungmuß ei ner späte ren Arbeit vo~ ~~a tcn_ e•Bes~hränkung auf die Bundcsrepublik. ln ver-
2 Der zur Verfügung steh ende Raum e mgt e ine . ..h ll"che Bestandsaufnahme vorzu-

d A gungen unternommen, emc a n . . 
schiedeneo Staaten wer en 

1~stren h d" d" ·b .. r ·he Tätigkeit inte rnationaler Organ1sat10nen 
neh~en. Niihere Bcach tu_ng wur~e au'c vo~e 0~~~;~~~1 (1976), das der hier vorgelegten_Ko~zep­
vcrd1encn . Im Rahmen emes PrOJektes d d .. b . Obersicht zu gewinnen. Einen fre1en mter­
tion äh nl ich ist, soll u. a. versucht \~er enj :~ er cmc·hiedener Disziplinen und Sozialpolitikern, 
nationalen Zusammensc. hluß von WlssenscS1a t l~rnt.voe1rsscforschung im Hinblick au f sozialpolitische 

. . b ··h Probleme der OZla ISa I l f"" d 
d1c s1ch darum emu en, d d Foulldatioll for Child 1Jevelopme11t gc or crte Aufgaben zu untersuchen , stellt as u. a. von er 

Wolfsberg-Seminar dar. 1 d . tstammcn d ie Zah len dem jeweiligen Stati-3 Wen n keine weiteren Angaben gemac 1t wer en, en 

stischen jahrb_uch. . . . .... ti keitsschemas den vorangegangenen Tag in vier~elstün-
4 Den Interviewern , d1e anhand c mcs 

1 
a g f b omo""glich das In terview be1 sc hul-

. k · en sollten war au gege en, w 
digcn Zeitabschnitten re onstrlller d I 'f··t D" Mel1r11eit der Eltern bestand indessen auf . . . d · d" allein urc 1zu u Hcn. 1e 
pfhchngcn Km er~ m1t 

1 ~scn d r.··u war die Mutter und in 20 Prozent der Vater an-gemeinsamer Abwicklung; lll 64 Prozent er a e 

wesend (U11holzer 1973). 1, . 1972 Ber~"ellstam und Olssell 1973, Robi11so11 et al. 1973, 5 
v 1 hierzu: Hermai/li und Kom " 51 ' 1 ' . · d Lezi11e 1975 

Lüsctr et al. 1972 ~nd 1973, Kellmer Prill~le un~~~~~~"~~:r~i!i1~~~~ö~~ auch, daß die .Durchfüh-
6 Zu den notwendigen ßeschrankungen emer s II d kann Da h ierbei erfahru ngsgemäß aus 

· h · · Jnen dargeste t wer en · 
rung der Maßnahmen mc t •m e•nzc d V ftreten 

1
·st die folgende Darstellung .. d S 1 · .· ke"te 1 un erzerrungen au , verschiedenen Grun en c 1wleng 1 1 f k · · d d r 

. . . " d h . . llt d" Maßnal1men als zu gut un tiOJlleren a . 
zu "optimiStisch ' . . SIC stc IC I . h" der ebenfalls familienpolitisch relevant ist. Es 
7 Allerdi_ngs gibt _es noch Cl~en "Laste~aus~ e,:\chäden und Verlusten, die durch d ie Vcrtreibun­
handelt SICh um einen tellwelscn A usglerch Iok . . ·c durch Währungsschäden entstanden 
gen und Zerstörungen der Kriegs- und Nac 1 n egszelt sowl 

sind (vgl. Scbublle/1 und Bor.rzes 1976: ~20. . b f gung von 1600 berufstätigen Müttern mit min-
8 Hei einer 197~ durchgefuhrten R~_prase~~a.n~ z:~~n höher nämlich bei etwa zwei Drittel derbe-
destcns einem Krnd unter 3 J ahren Iegben ~csc . höhere~ Anteil von außerfamiliären Betreu-
fragten Mütter. Dieselbe Erhebung er rac te el_nen ) 

.. h Eh b (BMJFG Erzrehungsgeld 1976. ltngsforrne~ als fru er~ r ~ udngcn B . h die Tätigkeit des Wissen schaftlichen Beirates beim 
? Des weiteren gch orc n 111 lesen ere~c . . . FG 

ßMJ FG, eine Schriftenreih e sowie ei~e aktive Öffentlrch~e~tsa~~~~~~~~~J große Vorsicht geboten 
10 Auch wenn gegenüber Krrmmahtatszlffern aus manmg ac . ß . . I folgende 
ist, scheint eine starke Zunahme der Jugendk~imi~alität unverke~nb~r, Wie zum e1Sp1c 
Daten über Straffäll igkeit - also über abgeurterl te Strafdaten - ze1gen. 
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Zunahme der Straff:illigkcit in der Bundesrepubl ik Deutschland (Auswahl) 
Straftat 

Alle Jugendliche 14- 18 

1955 1974 1955 1974 
Gegen die Person 100 
Diebstahl, Unterschlagung 100 
Raub, Erpressung 100 
Gemeingefährliche Verbrechen 100 
Straßenverkehr 100 

82 
132 
263 
84 

116 

100 
100 
100 
100 
100 

179 
194 
720 
181 
153 

Quelle: Statistisches Bundesam t 1975 
II . 

. lt:h hoffe, daß überdies kl ar geworden ist daß r-· d' . . . 
e ine allgemeine Sozialisations-Theorie I : 'bb ur . I C~e Vo~gchcnswelse die Bemühungen um 

.. ( • umsc HCI ar be1sp1elswe1sc 1 · 1-1 p rozesse Oeverma1111) und die aus d' z· 1 a s e1ne .. 1eorie der Bildungs-
sind. ' Ieser le sctzung gewon nenen Ergebnisse überaus relevant 
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